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Geschaftsbereich des Bundeskanzlers und des
Bundeskanzleramtes

1. Abgeordneter Wann und mit welchem Teilnehmerkreis (Unter-
Felix Banaszak nehmen, Verbdnde und sonstige Organisationen)
(BUNDNIS 90/ wird der von Bundeskanzler Friedrich Merz ange-

DIE GRUNEN) kiindigte ,,Stahlgipfel* stattfinden?

Antwort des Staatsministers Dr. Michael Meister
vom 2. Oktober 2025

Zu dem von Bundeskanzler Friedrich Merz angekiindigten Stahlgipfel
sollen Vertreter aus Industrie, Gewerkschaften und den Landern hinzu-
gezogen werden. Zu den Details erfolgen derzeit Abstimmungen zwi-
schen den beteiligten Ressorts. Ein genaues Datum steht noch nicht fest.
Die Bundesregierung wird zu gegebener Zeit dariiber informieren.

2. Abgeordneter Ist es zutreffend, dass, wie mir zugetragen wurde,
Olaf Hilmer der beim Bundesbeauftragten fiir Kultur und Me-
(AfD) dien (BKM) verortete Titel 894 24 , Zuschiisse fiir

investierte KulturmaBBnahmen bei Errichtungen im
Inland“ und hier speziell die Zuwendungsbau-
maBnahme ,,Sanierung der Siedlung Blumlédger
Feld Celle® — Aktenzeichen: K54-41012/14#89,
beschlossen im Haushalt 2019 noch nicht freige-
geben wurde, und wenn ja, warum nicht?

Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer
vom 2. Oktober 2025

Die Bundesmittel fiir das Vorhaben ,,Sanierung der Siedlung Blumliger
Feld Nord, Celle* stehen grundsatzlich vorbehaltlich der weiteren Haus-
haltsgesetzgebung sowie etwaiger Sperren und sonstiger Bewirtschaf-
tungsmalnahmen zur Verfiigung. Entscheidungen {iber Zeitpunkt und
Hohe der Bewilligung hdngen vom Planungsstand des Projektes sowie
von der konkreten Verfligbarkeit von Ausgabe- und Verpflichtungs-
erméchtigungen in den jeweiligen jahrlichen Bundeshaushaltsplidnen ab,
iiber die allein der Haushaltsgesetzgeber entscheidet. Nach Inkrafttreten
des Bundeshaushalts 2025 werden wir fiir die weitere Abstimmung auf
die Zuwendungsempfangerin zukommen.
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3. Abgeordnete Teilt, d. h. positioniert sich die Bundesregierung
Nicole Hochst fiir die Einschitzung, unter anderem vertreten
(AfD) durch Josef Lange, dem Vorsitzenden des Rates

der deutschen Rechtschreibung, ,,[dJer Rat hat
eine Uberarbeitung des amtlichen Regelwerks
und eine vollige Neufassung des amtlichen Wor-
terverzeichnisses beschlossen. Unsere Feststel-
lung lautet: Wortbinnenzeichen wie Unterstrich,
Gender-Stern, Doppelpunkt oder andere Sonder-
zeichen gehdren nicht zum Kernbestand der deut-
schen Orthographie. Diese Sonderzeichen als Be-
deutungssignale innerhalb von Wortern konnen
nicht in das Amtliche Regelwerk der deutschen
Rechtschreibung aufgenommen werden, weil sie
derzeit nicht wissenschaftlich eindeutig zu be-
griinden sind“ (www.schwaebische.de/panorama/
gendern-duden-regeln-rechtschreibung-schule-un
1-2679679, Stand: 24. September 2025), ndmlich,
dass das Gendern bundesweit nicht in das Amt-
liche Regelwerk der deutschen Rechtschreibung
aufgenommen werden kann, und plant die Bun-
desregierung diesbeziigliche Gesetzesentwiirfe
oder weitere Vorhaben in den Deutschen Bundes-
tag einzubringen?

Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer
vom 2. Oktober 2025

Wortbinnenzeichen sind auch nach der Uberarbeitung des Amtlichen
Regelwerks fiir die deutsche Rechtschreibung durch den Rat fiir deut-
sche Rechtschreibung nicht Teil des Amtlichen Regelwerks der deut-
schen Rechtschreibung.

Initiativen hierzu sind von der Bundesregierung nicht beabsichtigt.

4. Abgeordneter Trifft es zu, dass die Bundesregierung — konkret
Sven Lehmann der Beauftragte der Bundesregierung fiir Kultur
(BUNDNIS 90/ und Medien (BKM) Dr. Wolfram Weimer — mit
DIE GRUNEN) einem inhaltlichen Programmvorschlag an die

Stiftung PreuBischer Kulturbesitz (SPK) fiir eine
Jubildumsschau zu 250 Jahren Amerikanische
Unabhéngigkeitserkldrung herangetreten ist, und
falls ja, welche Maflnahmen hat die Bundesregie-
rung — konkret der BKM — ergriffen, um dabei die
kuratorische Unabhingigkeit der SPK und die
Kunstfreiheit nach Artikel 5 des Grundgesetzes zu
gewahrleisten?

Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer
vom 2. Oktober 2025

Staatsminister Weimer tauscht sich regelméfig mit der Présidentin der
Stiftung PreuBischer Kulturbesitz (SPK) zu diversen Themen die Stif-
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tung betreffend aus, auch zu den Ausstellungsplanungen der SPK und zu
moglichen Ausstellungsideen. Ihr Ausstellungsprogramm gestaltet die
SPK in eigener, kuratorisch unabhéngiger Verantwortung.

5. Abgeordneter Trifft es zu, dass die Bundesregierung — konkret
Sven Lehmann der Beauftragte der Bundesregierung fiir Kultur
(BUNDNIS 90/ und Medien Dr. Wolfram Weimer — zur Erarbei-

DIE GRUNEN) tung einer Veranstaltung anldsslich des 250. Jah-
restags der Amerikanischen Unabhdngigkeitser-
klarung den Kulturmanager Walter Smerling ein-
bezogen hat und falls ja, auf welcher Grundlage,
und durch wen wurde diese Auswahl getroffen?

Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer
vom 2. Oktober 2025

Der BKM hat niemanden zur Erarbeitung einer Veranstaltung einbezo-
gen. Es wird im Ubrigen auf die Beantwortung zu Frage 4 verwiesen.

6. Abgeordnete Was ist die Haltung der Bundesregierung zu der
Dr. Anna vom Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur
Liithrmann und Medien Wolfram Weimer geforderten Zer-
(BUNDNIS 90/ schlagung von Google (www.heise.de/news/Kultu
DIE GRUNEN) rstaatsminister-Weimer-Google-sollte-zerschlage

n-werden-10661975.html), und unternimmt die
Bundesregierung konkrete Schritte auf nationaler
sowie europdischer Ebene, um Google zu zer-
schlagen, und wenn ja, welche?

Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer
vom 29. September 2025

Die Bundesregierung unterstiitzt die Europdische Kommission als unab-
héngige Wettbewerbsbehorde in der konsequenten Durchsetzung des be-
stehenden Rechtsrahmens.

Die AuBerung von Staatsminister Wolfram Weimer ist vor diesem Hin-
tergrund zu verstehen.

7. Abgeordnete Wie erklart die Bundesregierung die im ,,Schwer-
Tina Winklmann  punktepapier zum Bundeshaushalt 2026 (S. 39)
(BUNDNIS 90/ genannte Zahl von rund 9.200 teilnehmenden

DIE GRUNEN) Hochschulathletinnen und -athleten sowie Offi-
ziellen bei der Universiade, die im ,,Faktenbrief
Nummer 5/2025 des Bundesinstituts fiir Sportwis-
senschaft mit 6.233 Athletinnen und Athleten
deutlich niedriger angegeben wird, und auf wel-
chen Datengrundlagen beruhen die unterschied-
lichen Zahlenangaben?
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Antwort der Staatsministerin Dr. Christiane Schenderlein
vom 1. Oktober 2025

Die unterschiedlichen Zahlen ergeben daraus, dass von den rund 9.200
Teilnehmern bei der Universiade alle Delegationsmitglieder umfasst
sind. Neben den Athletinnen und Athleten sind dies die Offiziellen, wie
beispielsweise Trainer, Betreuer oder medizinisches Personal. Die vom
Bundesinstituts fiir Sportwissenschaft angefiihrten 6.233 Athletinnen
und Athleten sind hierin enthalten.

Datengrundlagen haben die World University Games gGmbH (Durch-
filhrungsgesellschaft), die Fédération Internationale du Sport Universi-
taire (FISU, internationaler Hochschulsportverband) und der Allgemeine
Deutsche Hochschulsportverband (adh) geliefert.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums der

Finanzen

8. Abgeordneter Wird sich Deutschland der Initiative von Spanien
Christian Gorke und Brasilien anschlieBen, die Besteuerung von
(Die Linke) Superreichen weltweit voranzubringen (s. https://

news.un.org/en/story/2025/07/1165146), und lie-
fen dazu bereits Gesprache der Bundesregierung
mit diesen beiden Staaten (bitte ggf. auflisten,
wann und wer)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Schrodi
vom 29. September 2025

Gerecht ausgestaltete nationale Steuersysteme konnen ebenso wie globa-
le Steuerkooperation zentrale Beitrdge zur Verringerung von Ungleich-
heit leisten. Die Bundesregierung setzt sich daher mit Nachdruck dafiir
ein, aggressive Steuergestaltung, Steuerkriminalitdt und Steuervermei-
dung weltweit zu bekdmpfen. Es ist daher essentiell, dass jede und jeder
seinen fairen Beitrag leistet und entsprechend seiner Leistungsfahigkeit
Steuern zahlt und zum Gemeinwohl beitrdgt. Das gilt selbstverstindlich
gleichermaflen fiir sehr wohlhabende Privatpersonen (High-Net Worth
Individuals — HNWI). Eine wirksame Durchsetzung bestehender Steuer-
anspriiche scheitert oftmals an mangelnder Transparenz, insbesondere
dann, wenn Vermogenswerte verschleiert werden. Hier sieht die Bundes-
regierung einen wichtigen Ansatzpunkt.

Mit der unter brasilianischer G20-Présidentschaft verabschiedeten ge-
meinsamen Erkldrung der Finanzminister (,,G20 Ministerial Declaration
on International Taxation Cooperation®) sowie dem Kommuniqué der
G20-Finanzminister und Notenbankgouverneure vom 24. Oktober 2024
unterstiitzt die Bundesregierung eine engere internationale Zusammen-
arbeit und Maflnahmen, um eine effektive Besteuerung von sehr wohl-
habenden Privatpersonen weltweit sicherzustellen.
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9. Abgeordnete Wie stellt die Bundesregierung im Rahmen der
Nicole Hochst aktuellen Haushaltsaufstellung sicher, dass die
(AfD) Haushaltsmittel des Ressorts rechtssicher zuge-

wiesen und verausgabt werden konnen, wenn
nach derzeitiger Lage — insbesondere angesichts
der parallelen Beratungen von zwei Haushaltsjah-
ren — keine klar niedergelegten Verwaltungsvor-
schriften bzw. Ressortzuschnitte vorliegen, die
eine eindeutige Abgrenzung der Geschiftsberei-
che der Bundesministerien gewéhrleisten (z. B.
Ressortzustidndigkeiten zwischen dem Bundes-
ministerium flir Forschung, Technologie und
Raumfahrt und dem Bundesministeriums fiir Bil-
dung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dennis Rohde
vom 30. September 2025

Zunichst einmal ist darauf hinzuweisen, dass die zeitweise Uberlappung
von Haushaltsaufstellungsverfahren nichts AuBBergewdhnliches darstellt.
Im Gegenteil: In einem sog. Nachwahljahr stellt — zumindest auf Seiten
der Exekutive — dies den Regelfall dar. Dabei ist es auch in der Vergan-
genheit regelméfBig zu Ressortumbildungen gekommen.

Mit Verkiindung des Haushaltsgesetzes 2025 im Bundesgesetzblatt tritt
dieses und der zugehorige Bundeshaushaltsplan 2025 riickwirkend zum
1. Januar 2025 in Kraft. Der Haushaltsplan bildet dabei in seiner Struk-
tur und in den jeweiligen Mittelzuweisungen an die einzelnen Bundes-
ressorts und obersten Bundesbehdrden im Regelfall die zum Zeitpunkt
der parlamentarischen Beschlussfassung iiber den Haushalt bereits ver-
einbarten und sowohl strukturell als auch rechnerisch bereits abbildba-
ren Zustandigkeiten ab. In diesem Rahmen konnen die jeweils zustindi-
gen Beauftragten fiir den Haushalt im Sinne des § 9 der Bundeshaus-
haltsordnung (BHO) als fiir den Haushaltsvollzug Zustindige und unter
Beachtung etwaiger im Haushalt oder gesetzlich geregelter Beschrin-
kungen {iiber die zugewiesenen Mittel fiir die im Haushaltsplan vorge-
sehenen Zwecke verfiigen.

Soweit zum Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung noch keine finale
Grundlage geschaffen werden konnte bzw. es im Rahmen des Haushalts-
vollzuges zu Verdnderungen der Zustdndigkeiten zwischen verschiede-
nen Ressorts kommt, besteht nach § 50 Absatz 1 der Bundeshaushalts-
ordnung (BHO) die rechtliche Mdglichkeit, dass die Bundesregierung
Mittel und Planstellen umsetzen kann, wenn Aufgaben von einer Ver-
waltung auf eine andere Verwaltung iibergehen. Entscheidend fiir die
Bewirtschaftung der Haushaltsmittel ist dabei die vom Haushaltsgesetz-
geber vorgegebene sog. Zweckbestimmung des Titels (vgl. § 17 Ab-
satz 1 der BHO), die bei einer Mittelumsetzung nicht verédndert werden
kann. In solchen Fillen der Haushaltsmittelumsetzung bedarf es keines
besonderen Beschlusses der Bundesregierung, wenn die beteiligten Bun-
desministerien und das Bundesministerium der Finanzen iiber die Um-
setzung einig sind. Auf diese Weise unterjéhrig erfolgte Verdnderungen
werden im Haushaltsplan des néchsten oder — soweit wegen der parla-
mentarischen Ablaufe zeitlich nicht mehr moglich — spitestens des iiber-
nichsten Haushaltsjahres entsprechend berticksichtigt.
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In Abschnitt XVIII. seines Organisationserlasses vom 6. Mai 2025 hat
der Bundeskanzler u. a. angeordnet, dass die iiber die im Organisations-
erlass bereits geregelten Sachverhalte hinausgehenden Einzelheiten des
Ubergangs (von Aufgaben, Planstellen und Stellen sowie Personal- und
Sachmitteln) zwischen den beteiligten Mitgliedern der Bundesregierung
geregelt werden und sodann dem Chef des Bundeskanzleramtes mitzu-
teilen sind.

10. Abgeordneter Zielt die Bundesregierung bei der Verteilung der
Michael Kellner Mittel aus dem Sondervermdgen Infrastruktur und
(BUNDNIS 90/ Klimaneutralitiat darauf, von den 500 Mrd. Euro
DIE GRUNEN) mindestens 100 Mrd. Euro in Ostdeutschland zu

investieren, und wenn ja, wie sollen diese unter
den Bundesldndern aufgeteilt werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dennis Rohde
vom 1. Oktober 2025

Laut Artikel 143h Absatz 2 des Grundgesetzes stehen 100 Mrd. Euro
des Sondervermogens fiir Investitionen der Bundeslédnder in deren Infra-
struktur zur Verfiigung. Laut Gesetzentwurf zur Finanzierung von Infra-
strukturinvestitionen von Landern und Kommunen (Lander-und-Kom-
munal-Infrastrukturfinanzierunggesetz — LuKIFQG) ist die Verteilung der
Mittel unter den Léndern in Anlehnung an den Konigsteiner Schliissel
geplant.

Beziiglich des restlichen Anteils des Sondervermogens kann dartiber
hinaus im Vorhinein keine Aussage zur Verteilung getroffen werden. Der
Bundeshaushalt hat eine malnahmen- und aufgabenbezogene Sichtwei-
se. Er wird nach fachlichen Gesichtspunkten aufgestellt. Eine generelle
Regionalisierung oder umfassende regionalbezogene Spezifizierung des
Bundeshaushalts, zum Beispiel nach Bundesldandern, wird grundsétzlich
nicht vorgenommen.

11. Abgeordnete Wie lauten die Eckpunkte der Bundesregierung
Karoline Otte zur Umsetzung der angekiindigten kommunalen
(BUNDNIS 90/ Altschuldenlosung (www.wiwo.de/politik/deutsch

DIE GRUNEN) land/cdu-parteitag-merz-altschuldenhilfe-soll-anfa
ng-2026-greifen/100151695.html), die zum 1. Ja-
nuar 2026 wirksam werden soll, und wie ist der
Zeitplan fiir die anstehende Gesetzesberatung
(bitte geplante Beratungsabfolge mit Datum ange-
ben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Schrodi
vom 30. September 2025

Die Bundesregierung arbeitet an Eckpunkten zur gesetzlichen Umset-
zung der im Koalitionsvertrag verankerten Entlastung bei den kommu-
nalen Altschulden und den hiermit im Zusammenhang vereinbarten Vor-
haben der Entlastung der finanzstarken Lénder im Rahmen des Bund-
Lander-Finanzausgleichs und der Erhohung der Bundesbeteiligung an


https://www.wiwo.de/politik/deutschland/cdu-parteitag-merz-altschuldenhilfe-soll-anfang-2026-greifen/100151695.html
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den Finanzierungslasten des Anspruchs- und Anwartschaften-Uberfiih-
rungsgesetzes (AAUG). Die gesetzlichen Regelungen hierzu sollen zum
1. Januar 2026 in Kraft treten. Ein Zeitplan fiir das Gesetzgebungsver-
fahren wird aktuell erarbeitet.

12. Abgeordnete Welche Mitglieder der Bundesregierung wiirden
Sarah Vollath in welchem Umfang von der im Rahmen des Ar-
(Die Linke) beitsmarktstarkungsgesetzes geplanten Einfiih-

rung eines Steuerfreibetrags bei sozialversiche-
rungspflichtigen Einnahmen aus nichtselbststin-
diger Beschiftigung nach Erreichen der Regel-
altersgrenze (sogenannte Aktivrente) in Hohe von
2.000 Euro monatlich profitieren?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Schrodi
vom 2. Oktober 2025

Die Beratungen zur konkreten Ausgestaltung der sogenannten Aktiv-
rente sind aktuell noch nicht abgeschlossen. Schlussfolgerungen bleiben
insoweit dem Gesetzgebungsverfahren vorbehalten.

13. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Kenntnis dariiber, ob die
Robin Wagener Nutzung des ,,Russischen Hauses“ im Einklang
(BUNDNIS 90/ mit dem europdischen Sanktionsregime steht, und
DIE GRUNEN) wurden seitens der Bundesregierung und ihrer

nachgeordneten Behdrden MaBBnahmen unternom-
men, um die bestehenden Sanktionen gegeniiber
der russischen Regierungsagentur ,,Rossotrudnit-
schestwo®, die das ,,Russische Haus®“ betreibt
durchzusetzen bzw. zu iiberwachen, und wenn ja,
welche?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Schrodi
vom 30. September 2025

Die Europiische Union hat gegen die Kulturagentur Rossotrudnitschest-
wo, die das Russische Haus in Berlin betreibt, am 21. Juli 2022 restrik-
tive MalBnahmen im Rahmen des AnhangsI der EU-Verordnung
Nr. 269/2014 {iiber restriktive MaBnahmen angesichts von Handlungen,
die die territoriale Unversehrtheit, Souverénitit und Unabhéngigkeit der
Ukraine untergraben oder bedrohen, verhéngt. Rechtsfolge der Sanktio-
nierung ist die Einfrierung von Vermogenswerten sowie ein wirtschaftli-
ches Bereitstellungsverbot (Artikel 2 der EU-Verordnung Nr. 269/2014).
Die fiir Sanktionsdurchsetzung zustéindigen Stellen, wie die unter dem
Dach der Zollverwaltung angesiedelte Zentralstelle fiir Sanktionsdurch-
setzung (ZfS), iiberwachen diese Verbote.

Die ZfS hat nach dem Sanktionsdurchsetzungsgesetz (SanktDG) die
Aufgabe, die Durchsetzung der vom Rat der Européischen Union be-
schlossenen Finanzsanktionen hinsichtlich der in den Sanktionsverord-
nungen gelisteten Personen und Entititen in Deutschland zu gewahr-
leisten. Ihr obliegt in diesem Zusammenhang u. a. die gefahrenabwehr-
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rechtliche Ermittlung und ggf. Sicherstellung von Vermogenswerten ge-
listeter Personen und Entititen im Inland, die nach der EU-
Finanzsanktionsverordnung einer Verfiigungsbeschrankung unterliegen
(vgl. § 1 SanktDG), wenn und soweit eine Gefahr fiir einen Sanktions-
verstof} vorliegt. Das gilt auch in diesem Fall.

Die Verfolgung von strafrechtlich relevanten SanktionsverstoB3en obliegt
den Staatsanwaltschaften des Landes Berlin.

14. Abgeordnete Wie hoch sind die erwarteten Steuerminderein-
Anne Zerr nahmen fir Bund, Léinder, Gemeinden und So-
(Die Linke) zialversicherungen nach Kenntnis der Bundes-

regierung durch die steuerrechtliche Maflnahme
,Steuerfreiheit von Uberstundenzuschligen (§ 3b
Absatz 4 — neu — des Einkommensteuergesetzes)®,
die im Referentenentwurf eines Arbeitsmarktstir-
kungsgesetzes des Bundesministeriums fiir Finan-
zen vorgesehen ist?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Schrodi
vom 2. Oktober 2025

Mangels Veroffentlichung eines offiziellen Referentenentwurfs zu einem
sogenannten , Arbeitsmarktstarkungsgesetz des Bundesministeriums
der Finanzen und Finalisierung einer konkreten Umsetzung kann zu et-
waigen finanziellen Auswirkungen keine Auskunft gegeben werden.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums des Innern

15. Abgeordneter Welche Akteure plant die Bundesregierung zur
Lukas Benner Erfiillung der Monitoringverpflichtungen aus Ar-
(BUNDNIS 90/ tikel 10 Absatz 2 der Screening-Verordnung (VO

DIE GRUNEN) 2024/1356) sowie Artikel 43 Absatz 4 der Asyl-
verfahrens-Verordnung (2024/1348) einzusetzen
und, soweit iiberhaupt, zu welchem haushalteri-
schen FEinzelplan siecht die Bundesregierung
Mehrbedarf, um dem Monitoring in Durchfiih-
rung der genannten Uberwachungsmechanismen
gerecht zu werden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Daniela Ludwig
vom 1. Oktober 2025

Die Bundesregierung priift, welche Stellen fiir den unabhiingigen Uber-
wachungsmechanismus in Frage kommen. Dazu gehoren insbesondere
die auch in Artikel 10 Absatz 2 der VO (EU) 2024/1352 referenzierten
Stellen. Dort heift es, dass die nationalen Biirgerbeauftragten .und die
nationalen Menschenrechtseinrichtungen, einschlieBlich der im Rahmen



Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode -9- Drucksache 21/1948

des Fakultativprotokolls zum Ubereinkommen gegen Folter und andere
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
(OPCAT) eingerichteten nationalen Mechanismen zur Verhiitung von
Folter sich an der Anwendung des unabhingigen Uberwachungsmecha-
nismus beteiligen und ganz oder teilweise dazu bestellt werden kénnen,
Aufgaben des unabhingigen Uberwachungsmechanismus auszuiiben.
Davon hiingt ab, wie der unabhingige Uberwachungsmechanismus
haushaltsseitig umzusetzen sein wird. Die Priifungen sind noch nicht ab-

geschlossen.

16. Abgeordneter In welcher Form finden die ,,technischen Kontak-
Marcel Emmerich  te* mit afghanischen Vertretern (Zitat des Bundes-
(BUNDNIS 90/ ministers des Innern Alexander Dobrindt, vgl.

DIE GRUNEN) www.tagesschau.de/inland/afghanistan-abschiebu
ngen-taliban-104.html) in Bezug auf das Vorha-
ben der Bundesregierung, Abschiebungen nach
Afghanistan selbst zu ermoglichen, statt (telefoni-
sche oder digitale Kommunikation oder personli-
che Gespriche, beispielsweise auf Arbeits- oder
Leitungsebene von Ministerien oder dhnlichem),
und welche Zugestindnisse ist die Bundesregie-
rung bereit, der islamistischen Terrororganisation
Taliban im Austausch fiir die Aufnahme von ab-
zuschiebenden afghanischen Staatsbiirgerinnen
und Staatsbiirgern zu geben?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Daniela Ludwig
vom 1. Oktober 2025

Die Bundesregierung steht auf verschiedenen Wegen auf technischer
Ebene, das heiit in diesem Zusammenhang unterhalb der politischen
Ebene, mit Vertretern des afghanischen De-facto-Regimes in Kontakt.

Deutschland hat die diplomatischen Beziehungen zu dem Staat Afgha-
nistan nicht abgebrochen. Die Bundesregierung erkennt das De-facto-
Regime der Taliban nicht als rechtmifBige Regierung Afghanistans an.

Die vorbereitendenden internen Abstimmungen der Bundesregierung fiir
Gesprache zu auswirtigen Angelegenheiten unterfallen als laufende Wil-
lensbildung dem Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung, wozu
sich die Bundesregierung nicht dulert.


https://www.tagesschau.de/inland/afghanistan-abschiebungen-taliban-104.html
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17. Abgeordneter Wie hoch schitzt die Bundesregierung angesichts
Peter Felser der laut Bundeskriminalamt (BKA) im Jahr 2024
(AfD) im Rahmen von Auslandsstraftaten polizeilich re-

gistrierten 513.518 Betrugsdelikten und einer
Aufklarungsquote bei Betrugskriminalitit im
Rahmen von Auslandstaten bei nur 5,1 Prozent
(www.bka.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/K
urzmeldungen/250425 Entwicklung Betrugskrim
inalit%C3%A4t.html) die Dunkelziffer bei den
offiziell im Jahr 2024 registrierten 421 Félle von
,bandenmifBigem Leistungsmissbrauch® beim
Biirgergeld, und welche, in Zahlen ausgedriickt,
konkret messbare Verbesserung der Aufklarungs-
quote strebt die Bundesregierung mit ihrem ge-
planten ,Kompetenzzentrum  Leistungsmiss-
brauch an, gerade angesichts der ,,spiirbaren Ver-
besserungen fiir Biirger” (www.tagesspiegel.de/po
litik/regierungserklarung-von-merz-menschen-sol
len-schon-im-sommer-spuren-es-geht-voran-1368
9112.html) und des ,Herbstes der Reformen*
(www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/bundesta
g-generaldebatte-weidel-merz-100.html), beides
durch Bundeskanzler Friedrich Merz angekiin-
digt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christoph de Vries
vom 2. Oktober 2025

Der Bundesregierung liegen zu der angesprochenen Dunkelziffer bei
Féllen des bandenmiBigen Leistungsmissbrauchs keine Informationen
zu moglichen Fallzahlen vor.

Das geplante ,,Kompetenzzentrum Leistungsmissbrauch® soll die Res-
sourcen zur Bekdmpfung des Leistungsmissbrauchs im Sozialgesetz-
buch (SGB II, SGB III) und der Familienkasse biindeln und so rechts-
kreistibergreifend noch effizienter gegen Sozialleistungsmissbrauch vor-
gehen. Dafiir soll die Zusammenarbeit innerhalb der Bundesagentur fiir
Arbeit, aber auch mit anderen Behorden wie der Finanzkontrolle
Schwarzarbeit beim Zoll oder der Deutschen Rentenversicherung ge-
stirkt werden, um Leistungsmissbrauch aufzukldren und zukiinftig zu

unterbinden.

18. Abgeordneter Welche konkreten Auswahlkriterien hat die Bun-
Mirco Hanker desregierung — bzw. haben die meldeberechtigten
(AfD) Stellen — seit 2021 im Rahmen des Bundesauf-

nahmeprogramms Afghanistan angewandt, um
afghanische Staatsangehorige fiir eine Aufnahme
in Deutschland zu bestimmen, und wie viele Per-
sonen wurden nach den einzelnen Kriterien (z. B.
Tatigkeit als Ortskraft, besondere Gefihrdung,
Zugehorigkeit zu bestimmten Berufsgruppen oder
Minderheiten, humanitire Einzelfdlle) in den Jah-
ren von 2021 bis 2025 jeweils ausgewdhlt (bitte
nach Auswahlkriterium aufschliisseln)?


https://www.bka.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Kurzmeldungen/250425_Entwicklung_Betrugskriminalit%C3%A4t.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/regierungserklarung-von-merz-menschen-sollen-schon-im-sommer-spuren-es-geht-voran-13689112.html
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/bundestag-generaldebatte-weidel-merz-100.html
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Daniela Ludwig
vom 29. September 2025

Die jeweiligen Voraussetzungen und Kriterien fiir eine Aufhahmezusage
im Rahmen des Bundesaufnahmeprogramms fiir Afghanistan kdnnen
der Anordnung des Bundesministeriums des Innern gemaf3 § 23 Ab-
satz 2, Absatz3 i. V.m. § 24 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) zur
Aufnahme von besonders gefédhrdeten afghanischen Staatsangehorigen
aus Afghanistan vom 19. Dezember 2022 entnommen werden. Auf die-
ser Grundlage erteilte das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge ins-
gesamt 3.087 Aufnahmezusagen im Rahmen des Bundesaufnahmepro-
gramms fiir Afghanistan. Dariiberhinausgehende statistische Angaben
im Sinne der Fragestellung liegen nicht vor.

19. Abgeordneter Plant die Bundesregierung Maflnahmen, um die
Sascha Lensing Erstellung und den Vertrieb gefdlschter Bl1-
(AfD) Sprachzertifikate sowie von Zertifikaten in Ver-

bindung mit dem Politik- und Gesellschaftstest
,»Leben in Deutschland* (www.n-tv.de/politik/Bet
rugsmasche-oeffnet-Weg-zum-deutschen-Pass-art
icle26018227.html), die u. a. im Rahmen des Ein-
biirgerungsprozesses, bei der Erteilung einer Nie-
derlassungserlaubnis bzw. im Rahmen des Chan-
cen-Aufenthaltsrechts zum Ubergang von einer
voriibergehenden  Aufenthaltserlaubnis  gemal
§ 104c  Absatz1l des  Aufenthaltsgesetzes
(AufenthG) zu einer dauerhaften Aufenthalts-
erlaubnis gemél § 25a oder § 25b AufenthG be-
notigt werden, zukiinftig zu unterbinden, und
wenn ja, welche, und welche Informationen lie-
gen der Bundesregierung iiber das bisherige Aus-
mal} gefélschter Zertifikate und hiermit erteilter
Einbiirgerungen bzw. dauerhafter Aufenthaltser-
laubnisse vor?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Daniela Ludwig
vom 29. September 2025

Die Bundesregierung nimmt diese Vorfille sehr ernst. Einen wesent-
lichen Ansatzpunkt, mit dem der Erstellung und dem Vertrieb gefélsch-
ter B1-Sprachzertifikate sowie von Zertifikaten in Verbindung mit dem
Politik- und Gesellschaftstest ,,Leben in Deutschland* entgegengewirkt
werden kann, sieht die Bundesregierung in der eingehenden Priifung der
Echtheit der Zertifikate und personlichen Vorsprachen, durch die auffil-
lig wird, wenn die bescheinigten Kenntnisse tatsdchlich nicht vorliegen.
Hierbei unterstiitzt der Bund die Auslidnder -und Einbiirgerungsbehor-
den. Ein weiterer Ansatzpunkt ist die konsequente Strafverfolgung bei
Verdacht auf Erstellung oder Vertrieb sowie bei der Vorlage gefélschter
Zertifikate. Auch die Riicknahme der Einbiirgerung kommt in Betracht,
wenn diese durch arglistige Tauschung oder durch vorsétzlich unrichtige
oder unvollstindige Angaben, die wesentlich fiir die Einbiirgerung ge-
wesen sind, erwirkt worden ist.


https://www.n-tv.de/politik/Betrugsmasche-oeffnet-Weg-zum-deutschen-Pass-article26018227.html
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Stellt sich nach Erteilung eines Aufenthaltstitels heraus, dass {iber die
jeweiligen Voraussetzungen getduscht wurde, kann der Aufenthaltstitel
mit Wirkung fiir die Vergangenheit zuriickgenommen werden.

Zur Verhinderung von Félschungen wird bei den vom Bundesamt fiir
Migration und Fliichtlinge ausgestellten Zertifikaten zudem eine Ver-
schirfung der Sicherheitsmerkmale gepriift.

Zu der Anzahl gefilschter Sprach- und sonstiger Zertifikate, die in ein-
biirgerungs- und aufenthaltsrechtlichen Verfahren vorgelegt wurden, lie-
gen der Bundesregierung keine belastbaren Informationen vor.

20. Abgeordneter Welche Ergebnisse konnten nach Ansicht der
Sebastian Maack  Bundesregierung im Rahmen des Erfahrungsaus-
(AfD) tausches zur demografischen Entwicklung mit an-

deren EU-Partnern bislang erzielt werden, und
welche inhaltlichen Schwerpunkte strebt sie in
diesem Bereich zukiinftig an (vgl. Antwort der
Bundesregierung auf meine Schriftliche Frage 39
auf Bundestagsdrucksache 21/1482)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 2. Oktober 2025

Ebenso wie die Bundesregierung betonen die EU-Mitgliedstaaten und
die EU-Kommission, dass sich die demografische Entwicklung auf zahl-
reiche Lebensbereiche und damit auch auf zahlreiche Politikbereiche be-
zieht, die voneinander abhéngen und die sich gegenseitig bedingen. Ent-
sprechend adressieren Beschliisse auf EU-Ebene diese verschiedenen
Aspekte, beispielsweise in den Schlussfolgerungen des Rates zur Bewil-
tigung des demografischen Wandels in Europa vom 12. Dezember 2023
und dem Instrumentarium der EU-Kommission zur Bewiltigung des
demografischen Wandels, das den Mitgliedstaaten konkrete Malnahmen
in den Bereichen Unterstiitzung von Eltern, Stirkung und Kompetenz-
entwicklung der jiingeren Generation, Stirkung der Handlungsfihigkeit
alterer Menschen und Adressierung des Arbeitskraftemangels durch ge-
steuerte legale Migration in Ergénzung der Mobilisierung von Talenten
aus der EU empfiehlt.

In diesen Bereichen liegen daher auch kiinftig inhaltliche Schwerpunkte
der Bundesregierung.
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21. Abgeordneter Wird bei der Erfassung von politisch motivierter
Markus Matzerath Kriminalitdt (PMK) unter anderem nach der gel-
(AfD) tenden ,,Ausfiillanleitung zur Kriminaltaktischen

Anfrage in Féllen Politisch motivierter Kriminali-
tat (KTA-PMK) Stand: 30. Oktober 2024 — Giiltig
ab 1. Januar 2025% beriicksichtigt, ob die Tat er-
wartbar eine politische Reaktion von hochrangi-
gen Politikern auslost, und der Téter um diese
Tatsache wissen kann oder das Eintreten der poli-
tischen Reaktion billigend in Kauf nimmt und
eine politische Reaktion auch tatsdchlich eingetre-
ten ist, und wenn ja, kann nach geltenden Grund-
sitzen eine Tat dennoch als unpolitisch motiviert
bewertet werden und eine nicht erfolgte Bewer-
tung als ,,politisch motivierte Straftat” entspre-
chend der Kriterien der ,,Ausfiillanleitung‘ erfol-
gen, beispielhaft vor dem Hintergrund des Vor-
falls in Aachen, wo nach Medienberichten mut-
maBlich Verwandte des Betreibers eines Lokals
dieses selbst verwiistet haben und wo in Rede
steht, dass politische Botschaften nur zur Tarnung
hinterlassen wurden (www.bild.de/regional/nordr
hein-westfalen/aachen-wirtssoehne-sollen-lokal-s
elbst-angezuendet-und-beschmiert-haben-687a67
773e67¢8722e9b49a3)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christoph de Vries
vom 1. Oktober 2025

Im Rahmen des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes in Féllen Politisch
motivierter Kriminalitdit (KPMD-PMK) werden politisch motivierte
Straftaten durch die zustindigen Landeskriminaldmter an das Bundeskri-
minalamt (BKA) iibermittelt und in einer zentralen Fallzahlendatei er-
fasst. Das Definitionssystem Politisch motivierte Kriminalitit (PMK)
stellt das tatauslosende politische Element in den Mittelpunkt. Ausge-
hend von den Motiven zur Tatbegehung und den Tatumstinden werden
politisch motivierte Straftaten durch die Lénder ,,Themenfeldern* (u. a.
dem Unterthemenfeld ,,gegen Medien* im Oberthemenfeld ,,Konfronta-
tion/Politische Einstellung®) zugeordnet sowie die erkennbaren ideologi-
schen Hintergriinde und Ursachen der Tatbegehung in einem staats-
schutzrelevanten ,,Phédnomenbereich® (-links-, -rechts-, -ausldndische
Ideologie-, -religiose Ideologie-, -sonstige Zuordnung-) abgebildet.

Die Einstufung einer Straftat hinsichtlich einer etwaigen politischen Mo-
tivation erfolgt anhand der folgend angefiihrten, bundesweit giiltigen
Definition. Die Bewertung bezieht sich bei Motivbiindeln auf das hand-
lungsleitende Motiv. Fiir die Einstufung als politisch motivierte Straftat
ist es erforderlich, dass die politische Motivation fiir die Tat ursichlich
ist, das reine ,,Auch-Vorhandensein“ dieses Motivs ist nicht ausreichend.
Sollte ein anderes Motiv als handlungsleitend ermittelt werden (z. B.
Bereicherungsabsicht), erfolgt keine Zuordnung zur Politisch motivier-
ten Kriminalitit.


https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/aachen-wirtssoehne-sollen-lokal-selbst-angezuendet-und-beschmiert-haben-687a67773e67c8722e9b49a3
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Der Politisch motivierten Kriminalitdit werden Straftaten zugeordnet,
wenn in Wiirdigung der Umsténde der Tat und/oder der Einstellung des
Taters Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass sie

— den demokratischen Willensbildungsprozess beeinflussen sollen, der
Erreichung oder Verhinderung politischer Ziele dienen oder sich
gegen die Realisierung politischer Entscheidungen richten,

— sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung bzw. eines
ihrer Wesensmerkmale, den Bestand und die Sicherheit des Bundes
oder eines Landes richten oder eine ungesetzliche Beeintrachtigung
der Amtsfithrung von Mitgliedern der Verfassungsorgane des Bundes
oder eines Landes zum Ziel haben,

— durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungs-
handlungen auswartige Belange der Bundesrepublik Deutschland ge-
fahrden,

— gegen eine Person wegen ihrer zugeschriebenen oder tatsidchlichen
politischen Haltung, Einstellung und/oder Engagements gerichtet
sind bzw. unmittelbar aufgrund von Vorurteilen des Téters bezogen
auf Nationalitét, ethnische Zugehdorigkeit, Hautfarbe, Religionszuge-
horigkeit, Weltanschauung, sozialen Status, physische und/oder psy-
chische Behinderung oder Beeintrichtigung, Geschlecht/geschlechtli-
che Identitdt, sexuelle Orientierung oder duBeres Erscheinungsbild
begangen werden. Diese Straftaten konnen sich unmittelbar gegen
eine Person oder Personengruppe, eine Institution oder ein Objekt/
eine Sache richten, welche(s) seitens des Téters einer der o. g. gesell-
schaftlichen Gruppen zugerechnet wird (tatséchliche oder zugeschrie-
bene Zugehorigkeit) oder sich im Zusammenhang mit den vorge-
nannten Vorurteilen des Téters gegen ein beliebiges Ziel richten.

Dariiber hinaus werden Tatbestinde gemdl §§ 80a—83, 84-86a, 87-91,
94-100a, 102, 104, 105-108f, 109—109h, 129a, 129b, 130, 192a, 234a,
234b oder 241a des Strafgesetzbuchs (StGB) sowie des Vdlkerstrafge-
setzbuch (VStGB) erfasst, weil sie Staatsschutzdelikte sind, selbst wenn
im Einzelfall eine politische Motivation nicht festgestellt werden kann.

Informationen zu dem in der Frage genannten Einzelsachverhalt aus
Aachen/NW liegen mit Abfragedatum 24. September 2025 in der zen-
tralen PMK-Fallzahldatei des BKA nicht vor.

22. Abgeordneter Werden vor dem Hintergrund, dass am Sonntag,
Reinhard Mixl dem 21. September 2025, auf der A 3 zwischen
(AfD) Pocking und Passau keine Grenzkontrollen der

Bundespolizei stattfanden, an Sonntagen generell
keine Grenzkontrollen durchgefiihrt, und welchen
Grund hat die Aussetzung der Grenzkontrollen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 2. Oktober 2025

Die Bundespolizei setzt die auf Anordnung des Bundesministeriums des
Innern vortibergehend wiedereingefiihrten und zwischenzeitlich verldn-
gerten Binnengrenzkontrollen an allen landseitigen Schengen-Binnen-
grenzen, U. a. auch an der deutsch-osterreichischen Landgrenze, weiter-
hin um.
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Dabei nimmt die Bundespolizei weiterhin — auch an der deutsch-oster-
reichischen Landgrenze — die voriibergehend wiedereingefiihrten Bin-
nengrenzkontrollen nach den jeweiligen grenzpolizeilichen Erfordernis-
sen lageabhingig und mit Augenmall vor. Umfang, Intensitit, der kon-
krete Ort und die konkrete Dauer der jeweiligen Kontrollen sind u. a.
abhingig von der Lageentwicklung und den verkehrsinfrastrukturellen
Gegebenheiten vor Ort und konnen daher regional unterschiedlich aus-
geprigt und dynamisch sein.

In diesem Zusammenhang priifen die regional zustdndigen Behorden der
Bundespolizei sowie die ortlich zustindigen Dienststellen der Bundes-
polizei fortlaufend auch mogliche Flexibilisierungen und Priorisierun-
gen fiir einzelne Grenzabschnitte.

23. Abgeordneter Hat die Bundesregierung konkrete MaBnahmen
Tobias Matthias anvisiert, und wenn ja welche, oder wird sie dies
Peterka tun, um dem aus meiner Sicht zunehmend um
(AfD) sich greifenden Problem antisemitischer Straf-

taten, die auf religidser oder ausldndischer Ideolo-
gie begriindet sind, zu begegnen (vgl. Bild —
www.bild.de/politik/inland/dramatischer-anstieg-
antisemitische-straftaten-in-sachsen-verfuenffach
t-68d39b364a958e24fe6c0179 und Website des
Bundeskriminalamtes — www.bka.de/DE/Unsere
Aufgaben/Deliktsbereiche/PMK/PMKZahlen202
4/PMKZahlen2024 node.html, abgerufen am
24. September 2025)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christoph de Vries
vom 29. September 2025

Die Sicherheitsbehdrden von Bund und Léndern stehen insbesondere in
Anbetracht der gegenwértigen vom Fragesteller angesprochenen Lage in
engem und vertrauensvollem Austausch, um die Bedrohungslage lau-
fend zu bewerten und notwendige Mallnahmen zum Schutz jiidischer
und israelischer Einrichtungen zu treffen. Sie gehen Hinweisen zu mog-
lichen extremistischen Bestrebungen wie auch strafrechtlich relevanten
Handlungen konsequent nach und priifen kontinuierlich sdmtliche Be-
kdmpfungsmoglichkeiten, die der Rechtsstaat bereithélt.

Nach dem beispiellosen terroristischen Angriff der HAMAS auf Israel
am 7. Oktober 2023 hat das Bundesministerium des Innern (BMI) am
2. November 2023 die Betitigung der HAMAS sowie den
HAMAS-Unterstiitzer-Verein ,,Samidoun® verboten. Beide Verbote sind
unanfechtbar. Uber die sicherheitspolitische Bedeutung hinaus haben die
Verbote auch konkrete, positive Auswirkungen auf die Sicherheitslage in
Deutschland entfalten konnen. Die in den Verboten enthaltene Auffas-
sung, dass die Parole ,,From the river to the sea” Kennzeichen beider
Vereinigungen sind und ihre Verwendung somit strafbar ist, hat in vielen
Féllen dazu gefiihrt, dass Versammlungen mit entsprechenden Auflagen
belegt wurden und strafrechtliche Verurteilungen erfolgten. Mit einem
Rundschreiben vom 31. Oktober 2024 konkretisierte BMI seine Rechts-
auffassung dahingehend, dass auch das ,rote Dreieck® ein verbotenes
Kennzeichen der HAMAS sei. Somit leisten die Verbote einen mafigeb-


https://www.bild.de/politik/inland/dramatischer-anstieg-antisemitische-straftaten-in-sachsen-verfuenffacht-68d39b364a958e24fe6c0179
https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/Deliktsbereiche/PMK/PMKZahlen2024/PMKZahlen2024_node.html
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lichen Beitrag, die Verbreitung von Hass gegen Jiidinnen und Juden in
Deutschland erfolgreich einzuddmmen.

Fiir detailliertere Einordnungen zu den Auswirkungen des Nahostkon-
fliktes auf Antisemitismus in Deutschland verweisen wir auf die Aus-
fithrungen im Verfassungsschutzbericht 2024, dort auf das Sonderkapitel
»Auswirkungen des Nahostkonflikts und Antisemitismus®, auf den Sei-
ten 47 bis 62.

Das BMI hat zudem am 24. Juli 2024 das ,,Islamische Zentrum Ham-
burg e. V.“ (IZH) mit seinen bundesweiten Teilorganisationen verboten.
Das IZH verbreitete als direkte Vertretung des iranischen ,,Revolutions-
fiihrers* die Ideologie der sogenannten ,,Islamischen Revolution in der
Bundesrepublik Deutschland. Statt einer Gesellschaft auf Basis der vom
Grundgesetz geschiitzten freiheitlich-demokratischen Grundordnung
wurde durch das IZH und seine Teilorganisationen die Errichtung einer
autoritdr-theokratischen Herrschaft propagiert. Das IZH verbreitete nicht
zuletzt einen aggressiven Antisemitismus unter seinen Anhéngern. Uber-
dies unterstiitzte es die in der Bundesrepublik Deutschland mit einem
Betétigungsverbot belegte Terrororganisation ,,Hizb Allah®.

Mit der Nationalen Strategie gegen Antisemitismus und fiir jiidisches
Leben (NASAS) legte die Bundesregierung am 30. November 2022 erst-
mals eine Strategie vor, die ausschlieBlich auf die Bekdmpfung von
Antisemitismus und die Forderung jiidischen Lebens zielt. Die NASAS
ist das Ergebnis eines rund zweijdhrigen intensiven Arbeits- und Diskus-
sionsprozesses aller staatlichen Ebenen und vieler engagierter Akteure
quer durch unsere Gesellschaft. Insbesondere wurde die Perspektive von
Jidinnen und Juden konsequent miteinbezogen. Zudem sieht die
NASAS die dauerhafte Vernetzung aller staatlichen Ebenen vor: So hat
eine eigens ins Leben gerufene Geschéftsstelle flir die Bund-Léander-
Kommission der Antisemitismusbeauftragten beim Beauftragten der
Bundesregierung fiir jiidisches Leben in Deutschland und den Kampf
gegen Antisemitismus im August 2023 ihre Arbeit aufgenommen.

BMI hat federfiihrend im Dezember 2024 einen Bericht der Bundes-
regierung zum Stand der Bekdmpfung des Antisemitismus in Deutsch-
land vorgelegt, der den Bundestag bilanzierend iiber die Mal3nahmen der
Ressorts unterrichtet und Empfehlungen zur Verbesserung ausspricht.
Diese Bundesregierung setzt sich nun nachhaltig fiir die Umsetzung sei-
ner Empfehlungen ein. Dazu zéhlen insbesondere:

» Stérkere Evaluierung und Koordinierung vorhandener Programme
und Projekte

*  Wissenserweiterung und bessere Vernetzung des Wissens durch For-
schungsausbau

» Stérkere Beriicksichtigung der Lebensrealitit von Jiidinnen und Ju-
den in Deutschland (Betroffenenperspektive)

BMI wirkt in der im Auftrag der Innenministerkonferenz (IMK) einge-
setzten Bund-Lander Arbeitsgruppe ,,Handlungsbedarf aufgrund zuneh-
mender antisemitischer und antiisraelischer Hetze vor dem Hintergrund
des Nahost-Konflikts* mit. Der Jahresbericht fiir Praventionsmafinah-
men gegen Antisemitismus fiir das Jahr 2025 wurde in der IMK be-
schlossen.

Auf EU-Ebene initiierte BMI gemeinsam mit Osterreich einen Aus-
tausch zu Antisemitismus im Rahmen einer Project based Collaboration
(PbC) im Rahmen des EU Knowledge Hub on Prevention of Radicalisa-
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tion. Ziel ist es, den Austausch der EU-Staaten zu Prdvention von Anti-
semitismus zu fordern. Ergebnisse sind unter anderem ein Praxishand-
buch fiir Antisemitismusbekdmpfung im Kontext Extremismuspréaventi-
on und eine EU-weite Online-Ubersicht von Projekten und MaBnahmen,
die sich gegen Antisemitismus einsetzen.

BMI forderte eine wissenschaftliche Fachtagung an der Universitét
Miinster im November 2024, die sich mit Antisemitismus im Islamismus
befasste. Unter der Leitung von Prof. Dr. Mouhanad Khorchide wurde
hier der aktuelle Stand der Antisemitismusforschung vorgestellt, sowie
die Praxis des schulischen und universitdren Umgangs mit Antisemitis-
mus diskutiert.

24. Abgeordneter Waurden seit Beginn der 21. Wahlperiode Afgha-
Tobias Matthias nen auf Veranlassung der Bundesregierung hin
Peterka aus Afghanistan nach Deutschland eingeflogen,
(AfD) und wenn ja wie viele, und sind weitere entspre-

chende Fliige bis Ende des Jahres geplant (vgl.
Junge Freiheit — https://jungefreiheit.de/politik/de
utschland/2025/der-naechste-afghanen-flieger-ist-
auf-dem-weg-nach-deutschland, abgerufen am
24. September 2025)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Daniela Ludwig
vom 30. September 2025

Es wurden in dem in der Frage genannten Zeitraum keine Fliige aus
Afghanistan nach Deutschland veranlasst. In allen Aufnahmeverfahren
aus Afghanistan erfolgt das Ausreiseverfahren grundsatzlich tiber Pakis-
tan. Fliige aus Afghanistan finden seit dem Ende der Evakuierungsmal-
nahmen Ende August 2021 nicht mehr statt. Seit September 2025 sind
insgesamt 75 afghanische Staatsbiirger im Rahmen der Aufnahmever-
fahren nach Deutschland eingereist. Es handelt sich hierbei ausschlie3-
lich um Personen, bei denen rechtkréftige Gerichtsbeschliisse die Bun-
desrepublik Deutschland verpflichtet haben, die Einreise der Personen
zu ermoglichen und ihnen dafiir die erforderlichen Visa auszustellen.
Alle diese Personen haben das Aufnahmeverfahren und die Sicherheits-
priifungen vollstdndig durchlaufen.

Die potentielle Anzahl der Einreisen richtet sich danach, ob sich aus den
laufenden Priifungen im Einzelfall ergibt, dass die Aufnahme- und Ein-
reisevoraussetzungen vorliegen. In Fillen, in denen die Personen nicht
alle Voraussetzungen erfiillen, z. B. Sicherheitsiiberpriifungen negativ
verlaufen, wird eine Aufnahme bzw. Einreise abgelehnt.

25. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Anlass dazu, die soge-
Tobias Matthias nannte Antifa in Deutschland zu verbieten, und
Peterka wenn nein, warum nicht (vgl. Tichys Einblick —
(AfD) www.tichyseinblick.de/kolumnen/aus-aller-welt/u

ngarn-eu-niederlande-antifa-terrorgruppe, abgeru-
fen am 24. September 2025)?


https://www.jungefreiheit.de/politik/deutschland/2025/der-naechste-afghanen-flieger-ist-auf-dem-weg-nach-deutschland
https://www.tichyseinblick.de/kolumnen/aus-aller-welt/ungarn-eu-niederlande-antifa-terrorgruppe
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christoph de Vries
vom 30. September 2025

Nach Gewalttaten oder Ausschreitungen von Linksextremisten, aber
auch bei Aufrufen oder Kundgebungen, die sich gegen Rechtsextremis-
ten oder vermeintliche ,,Faschisten® richten, wird hiufig von ,,der Anti-
fa* gesprochen, geschrieben oder gar ihr Verbot gefordert. Tatsdchlich
tauchen in diesen Zusammenhéngen oftmals verschiedene regionale
Gruppierungen auf, die das Wort ,,Antifa“ in ihrem Namen tragen. Auch
ist das ,,Antifa“-Symbol regelméBig bei Demonstrationen, Veranstaltun-
gen, auf Plakaten oder im Internet zu sehen. Wer in Bezug auf den
Linksextremismus von ,,der Antifa“ spricht, meint damit die ,,Antifa-
schistische Aktion“. Nach Kenntnis der Bundesregierung gibt es in
Deutschland mehrere lokale Gruppierungen und Initiativen, die sich in
lockeren Verbindungen, oft zeitlich begrenzt und mit wechselnden Per-
sonen, unter dieser Bezeichnung zusammenfinden. Im Gegensatz dazu
verfiigt die ,,Antifaschistische Aktion Siid“ (,,Antifa Siid*), zu der sich
Ende 2021 acht regionale Antifa-Gruppierungen aus Baden-Wiirttem-
berg, Bayern und Rheinland-Pfalz zusammengeschlossen haben, iiber
feste Strukturen und strebt als zu erreichendes Fernziel die Etablierung
einer bundesweiten Antifa an. Die Antifa Siid ist ein Beobachtungsob-
jekt des Bundesamts fiir Verfassungsschutz (BfV). Auch bei weiteren
Beobachtungsobjekten des BfV, beispielsweise dem kommunistischen
Biindnis ,,...ums Ganze!®, sind unter den Mitgliedsgruppen auch regio-
nale Antifa-Gruppierungen zu finden.

Derzeit liegt aber eine bundesweit klar umgrenzte Organisation, die die
Bezeichnung ,,Antifa* als Alleinstellungsmerkmal fiihrt, zumindest fiir
eine gewisse Dauer in verfestigten Strukturen agiert und iiber eine klare
Mitgliedschaft verfiigt, nach Kenntnis der Bundesregierung nach wie
vor noch nicht vor.

Dartiber hinaus duBlert sich die Bundesregierung generell nicht zu Ver-
botsiiberlegungen, unabhéngig davon, ob zu solchen Uberlegungen im
Einzelfall Anlass besteht.

Ansonsten bestiinde die Gefahr, dass potenziell Betroffene ihr Verhalten
danach ausrichten und dadurch die Wirksamkeit operativer behordlicher
MaBnahmen beeintrachtigt oder vereitelt werden kénnen.

26. Abgeordnete Wann plant die Bundesregierung, das im Koali-
Marlene tionsvertrag vereinbarte NSU-Dokumentations-
Schonberger zentrum in Niirnberg zu erdffnen (bitte Zeitplan
(BUNDNIS 90/ ausfiihren), und wie stellt sie sicher, dass die Per-

DIE GRUNEN) spektiven von Angehorigen der Opfer in die Kon-
zeption des Zentrums mafBigeblich einflieBen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christoph de Vries
vom 30. September 2025

Nach aktueller Planung soll Ende 2025 das Gesetzgebungsverfahren zur
Errichtung der Stiftung ,,Dokumentation und Gedenken NSU-Komplex*
(Arbeitstitel) eingeleitet werden, so dass das Stiftungsgesetz voraus-
sichtlich im vierten Quartal 2026 in Kraft treten kann. Parallel zum Ge-
setzgebungsverfahren arbeitet die Bundeszentrale fiir politische Bildung
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(BpB) bereits an der Konzipierung einer Wanderausstellung und der
Einrichtung eines digitalen Wissensraums zum NSU-Komplex. Beide
Vorarbeiten sollen nach Errichtung der Stiftung zur weiteren Verwen-
dung zur Verfiigung gestellt werden. Zur Begleitung der Vorhaben hat
die BpB einen Opfer- und Betroffenenbeirat eingerichtet, der sicher-
stellt, dass die Perspektiven der Angehdrigen der Opfer und der Uber-
lebenden des NSU-Terrors hinreichend gewiirdigt und in die Vorarbeiten

einflieBen.

27. Abgeordneter Fiir wie viel Prozent der Bevolkerung sind fiir den
Tobias Teich Krisenfall ausgelegte (Krieg, Aufstdnde, Naturka-
(AfD) tastrophen etc.) Bunkeranlagen und Schutzrdume

in Deutschland vorhanden, und wie viel Zeit be-
notigen derartige Einrichtungen im Ernstfall, um
einsatzbereit zu sein (www.stern.de/digital/techni
k/bunkerbau-in-deutschland--wie-es-um-den-zivil
schutz-im-ernstfall-steht-35549098.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 29. September 2025

Die Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben (BImA) wurde mit einer Be-
standsaufnahme, der noch in der Zivilschutzbindung verbliebenen 6f-
fentlichen Schutzriume (OSR) beauftragt, welche Ende Mirz 2023 ab-
geschlossen wurde. Hierbei wurde gepriift in welchem Zustand sich
diese befinden, wie viele Schutzplitze sie bieten und ob Schutzridume
wieder funktionstiichtig gemacht werden konnen. Dabei wurde festge-
stellt, dass von urspriinglich rund 2.000 OSR in Deutschland derzeit
noch 579 OSR mit rund 478.000 Schutzplitzen formal zu Zwecken des
Zivilschutzes gewidmet sind. Dabei sind die im &stlichen Teil Deutsch-
lands bestehenden Schutzrdume nach der Wiedervereinigung nicht in die
Priifung iibernommen worden. Sie unterlagen zu keinem Zeitpunkt der
Zivilschutzbindung nach dem Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetz
(ZSKG).

Der aktuelle Zustand der vorhandenen OSR lésst keine sofortige Nut-
zung zu. Der Zeit- und Kostenaufwand dazu héangt jedoch maligeblich
vom zu erreichenden Schutzniveau ab. Eine konkrete Aussage zu der
zeitlichen Umsetzung kann daher aktuell nicht getroffen werden.

Vielfach sind die derzeit noch gewidmete OSR geeignet, einen ausrei-
chenden Schutz vor Triimmern und Splittern zu bieten. Dariiber hinaus
sind weitaus mehr Schutzpldtze vorhanden. Deutschland verfiigt fla-
chendeckend iiber eine Bausubstanz, die unter bestimmten Vorausset-
zungen als Offentliche Schutzorte bereits einen signifikanten Schutz vor
dem Einsatz von Kriegswaffen bieten kann (z. B. Tunnel, Kellerrdume,
innenliegende fensterlose Ridume oOffentlich zugénglicher Gebaude).
Diese Gegebenheiten werden auch im neuen Schutzraumkonzept be-
rlicksichtigt. Es ist beabsichtigt, dieses Ende 2025 zu verdffentlichen.


https://www.stern.de/digital/technik/bunkerbau-in-deutschland--wie-es-um-den-zivilschutz-im-ernstfall-steht-35549098.html
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28. Abgeordneter Welche Vornamen trugen nach Kenntnis der Bun-
Christian Zaum desregierung die im Jahr 2024 polizeilich erfass-
(AfD) ten Tatverdiachtigen im Deliktbereich Korperver-

letzungen, die im Kriminalpolizeilichen Melde-
dienst in Fallen politisch motivierter Kriminalitit
(KPMD-PMK) unter dem Unterthemenfeld ,,anti-
ziganistisch® erfasst wurden (vgl. Bundestags-

drucksache 21/1039)?
29. Abgeordneter Welche Vornamen trugen nach Kenntnis der Bun-
Christian Zaum desregierung die im Jahr 2023 polizeilich erfass-
(AfD) ten Tatverddchtigen im Deliktbereich Kdrperver-

letzungen, die im Kriminalpolizeilichen Melde-
dienst in Fillen politisch motivierter Kriminalitét
(KPMD-PMK) unter dem Unterthemenfeld ,,anti-
ziganistisch® erfasst wurden (vgl. Bundestags-

drucksache 21/1039)?
30. Abgeordneter Welche Vornamen trugen nach Kenntnis der Bun-
Christian Zaum desregierung die bisher im Jahr 2025 polizeilich
(AfD) erfassten Tatverdichtigen im Deliktbereich Kor-

perverletzungen, die im Kriminalpolizeilichen
Meldedienst in Féllen politisch motivierter Krimi-
nalitdt (KPMD-PMK) unter dem Unterthemenfeld
»antiziganistisch® erfasst wurden (vgl. Bundes-
tagsdrucksache 21/1039)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 2. Oktober 2025

Die Fragen 28 bis 30 werden gemeinsam beantwortet.

In der zentralen PMK-Fallzahlendatei des Bundeskriminalamtes Lage-
bild Auswertung politisch motivierter Straftaten (LAPOS) erfolgt die Er-
fassung in anonymisierter Form. Eine Beantwortung ist daher nicht
moglich.

Geschaftsbereich des Auswartigen Amts

31. Abgeordnete Wie definiert die Bundesregierung de facto und
Dr. Franziska de jure Annexion in Bezug auf die Westbank?
Brantner
(BUNDNIS 90/

DIE GRUNEN)
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Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 2. Oktober 2025

Mit Annexion wird die gewaltsame Einverleibung fremden Territoriums
bezeichnet. Annexionen sind volkerrechtlich verboten.

Die Bundesregierung betrachtet volkerrechtswidrige Siedlungen im
Westjordanland, die die Grundlagen einer Zwei-Staaten-Losung unter-
minieren, als schwerwiegendes Hindernis fiir den Frieden.

32. Abgeordnete Inwiefern bereitet die Bundesregierung Konse-
Dr. Franziska quenzen — insbesondere fiir Handelserleichterun-
Brantner gen fur israelische Produkte — fiir den Fall der
(BUNDNIS 90/ Annexion der Westbank durch Israel vor, wie sie
DIE GRUNEN) von Teilen der israelischen Regierung gefordert

und durch die vom Internationalen Gerichtshof
(IGH) als volkerrechtswidrig deklarierte sowie
von der Bundesregierung mehrfach abgelehnte
Siedlungspolitik de facto seit Jahren vorangetrie-
ben wird?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 2. Oktober 2025

Die Bundesregierung betrachtet volkerrechtswidrige Siedlungen im
Westjordanland, die die Grundlagen einer Zwei-Staaten-Losung unter-
minieren, als schwerwiegendes Hindernis fiir den Frieden. Die Bundes-
regierung spricht sich klar gegen jegliche Annexionsiiberlegungen aus
und setzt sich, auch im Dialog mit Israel, fiir ein Bewahren der Grund-
lagen einer Zwei-Staaten-Losung ein. Diese gemeinsame Haltung haben
der AuBlenminister und seine Amtskollegen auch bei der Konferenz zur
Zweistaatenlosung am Rande der UN-Generalversammlung deutlich ge-

macht.

33. Abgeordnete Ist es zutreffend, dass eine deutsche Delegation
Clara Biinger die italienischen Aufnahmezentren in Albanien
(Die Linke) besucht hat, und wenn ja, wann hat der Besuch

stattgefunden (https://gr.boell.org/en/2025/09/10/f
ast-track-asylum-return-hubs-italy-albania-deal-t
rial, bitte ggf. das Datum nennen), und haben
deutsche Delegationsteilnehmer sich wihrenddes-
sen nach Kenntnis der Bundesregierung iiber
Moglichkeiten erkundigt, Teile dieser Lager zu
mieten (vgl. ebd., bitte erldutern)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 30. September 2025

Deutsche Delegationsreisende haben die genannten Einrichtungen am
19. November 2024 besucht, um sich ein Bild der Lage in den Zentren
zu machen. Die Bundesregierung kann Erkundigungen im Sinne der
Fragestellung nicht bestétigen.


https://www.gr.boell.org/en/2025/09/10/fast-track-asylum-return-hubs-italy-albania-deal-trial
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34. Abgeordneter Welche Schliisse zieht die Bundesregierung aus
Vinzenz Glaser den aktuellen politischen Entwicklungen in Ecua-
(Die Linke) dor unter der Regierung von Prisident Daniel

Noboa, insbesondere im Hinblick auf die Ver-
suche, die Verfassung zu dndern, den Umgang mit
dem Verfassungsgericht, sowie Einschrinkungen
des zivilgesellschaftlichen Engagements, und hat
die Bundesregierung bisher diplomatischen
Schritte und Initiativen unternommen bzw. plant
sie solche, um die Achtung der Menschenrechte,
die Wahrung der richterlichen Unabhéngigkeit
und die Stirkung von Rechtsstaatlichkeit und de-
mokratischen Strukturen in Ecuador aktiv zu un-
terstiitzen, und wenn ja, welche (https://amerika2
1.de/analyse/277042/ecuador-100-tage-autoritari
smus)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 2. Oktober 2025

Die Bundesregierung verfolgt die politischen Entwicklungen in Ecuador
eng, so auch das Agieren der Exekutive gegeniiber dem ecuadoriani-
schen Verfassungsgericht mit Blick auf die Einhaltung rechtsstaatlicher
Standards. Uber das Auswirtige Amt und die deutsche Botschaft in Qui-
to steht die Bundesregierung im engen Kontakt mit zivilgesellschaftli-
chen Organisationen sowie der ecuadorianischen Regierung, wobei sie
sich fiir die Einhaltung rechtsstaatlicher und menschenrechtlicher Stan-
dards einsetzt und Ecuador dabei unterstiitzt, z. B. die Funktionsfahig-
keit der 6ffentlichen Verwaltung zu verbessern, Korruption vorzubeugen
und Biirgerbeteiligung auszubauen.

Die Bundesregierung nimmt die Entscheidung des ecuadorianischen
Verfassungsgerichts, vom 24. September 2025 zur Kenntnis, mit der es
den Vorschlag der Exekutive, ein Referendum iiber die Frage der Einbe-
rufung einer verfassungsgebenden Versammlung anzusetzen, fiir verfas-
sungs- und rechtmiBig erklart hat. Das Referendum wurde auf den
16. November 2025 anberaumt. Die Bundesregierung wird die zukiinfti-
gen Entwicklungen weiter aufmerksam beobachten.

35. Abgeordneter Ist der Bundesregierung der Fall des Biirgermeis-
Andreas Mayer ters von Tirana, Erion Veliaj, bekannt, der seit
(AfD) womdglich unverhdltnisméBig langer Zeit von

acht Monaten, davon sechs Monate ohne Ankla-
ge, in Untersuchungshaft sitzt (vgl. https://de.cure
porter.co/world/albania/2025/06/30/erion-veliaj-
mayor-of-tirana-held-without-charge-for-past-5-m
onths/), und wenn ja, dndert dies ihre Einschit-
zung von der ,,positive(n) Dynamik im EU-Bei-
trittsprozess® (vgl. Antwort auf meine Schriftliche
Frage 32 auf Bundestagsdrucksache 21/1406)?


https://www.amerika21.de/analyse/277042/ecuador-100-tage-autoritarismus
https://www.de.eureporter.co/world/albania/2025/06/30/erion-veliaj-mayor-of-tirana-held-without-charge-for-past-5-months/
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36. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Einschitzung zu
Andreas Mayer Albanien bekannt, wonach sowohl das dortige
(AfD) Justizsystem als auch Anzeigen gegen politische

Gegner und einseitige mediale Berichterstattun-
gen als ,,politische Waffen“ eingesetzt werden,
um politische Gegner auszuschalten (vgl. www.de
rstandard.de/story/3000000213255/albaniens-justi
z-ist-von-effektivitaet-korrektheit-und-transparen
z-weit-entfernt), und wenn ja, welche Schlussfol-
gerungen zieht sie daraus hinsichtlich des EU-
Beitrittsprozesses Albaniens?

37. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Medienberichte be-
Andreas Mayer kannt, wonach sich die Zentralregierung Alba-
(AfD) niens iibermiBig in die Autonomie der lokalen

Behorden einmischt, und wenn ja, welche
Schlussfolgerungen zieht sie daraus hinsichtlich
des EU-Beitrittsprozesses Albaniens (vgl. www.g
azetaexpress.com/de/Rama-1%C3%B6st-Gemeind
e-Tirana-auf-und-fordert-Entlassung-der-stellvertr
etenden-B%C3%BCrgermeister/)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 2. Oktober 2025

Die Fragen 35 bis 37 werden zusammen wie folgt beantwortet.

Mit der Offnung von fiinf Verhandlungsclustern seit Oktober 2024 kann
Albanien eine weiterhin grole Dynamik im EU-Beitrittsprozess nach-
weisen, den die Bundesregierung unterstiitzt.

Im Hinblick darauf kommt der Unabhéngigkeit der Justiz und Bekdamp-
fung von Korruption ebenso wie der Einhaltung rechtsstaatlicher Verfah-
ren besondere Bedeutung zu. Mit der umfassenden Justizreform von
2016 wurden in Albanien u. a. durch das Vetting innerhalb der Justiz
und der Schaffung neuer Justizinstitutionen wie der Sonderstruktur zur
Bekampfung von Korruption, Organisierter Kriminalitidt und Terroris-
mus (SPAK) entscheidende Schritte zur Stirkung der Rechtsstaatlichkeit
und zur Bekdmpfung von Korruption und organisierter Kriminalitéit ge-
macht. Die Bundesregierung verweist sowohl bilateral als auch auf EU-
Ebene fortlaufend auf noch ausstehende Reformbedarfe und die Bedeu-
tung einer konsequenten Umsetzung beschlossener ReformmaBnahmen.

Laufende Gerichtsverfahren kommentiert die Bundesregierung grund-
sdtzlich nicht.

Wie Deutschland hat auch Albanien die Europdische Charta der kommu-
nalen Selbstverwaltung ratifiziert und sich zur Wahrung der politischen,
administrativen und finanziellen Selbststindigkeit der Gemeinden ver-
pflichtet. Die Bundesregierung beobachtet die entsprechenden Entwick-
lungen und wird insbesondere die Ergebnisse des nidchsten regelméfBigen
Monitoring-Besuchs durch den Kongress der Gemeinden und Regionen
Europas im Rahmen der Charta genau verfolgen.


https://www.derstandard.de/story/3000000213255/albaniens-justiz-ist-von-effektivitaet-korrektheit-und-transparenz-weit-entfernt
https://www.gazetaexpress.com/de/Rama-l%C3%B6st-Gemeinde-Tirana-auf-und-fordert-Entlassung-der-stellvertretenden-B%C3%BCrgermeister/
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38. Abgeordnete Welche deutschen Unternehmen (bzw. ihre Ver-
Cansu Ozdemir treter) waren Teil der Delegation des Bundes-
(Die Linke) ministers des Auswértigen Dr. Johann Wadephul

nach Indien, und welche deutschen Unternehmen
werden Teil seiner Delegation im Herbst nach
China sein (bitte jeweils die Gesamtzahl der in
der Delegation vertretenen Unternehmen angeben
und davon jeweils die 13 grofften/umsatzstarksten
Unternehmen namentlich auflisten)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 30. September 2025

Die Reise des BundesauBenministers vom 1. bis 3. September 2025 nach
Indien wurde von einer Wirtschaftsdelegation begleitet, die aus Vertrete-
rinnen und Vertretern folgender 13 Unternehmen bzw. Einrichtungen be-
stand: Allianz SE, Carl Zeiss AG, Deutsches Zentrum fiir Luft- und
Raumfahrt e. V., Flix SE, Fresenius Medical Care Deutschland GmbH,
GFT Technologies SE, GovTechCampus Deutschland, Hensoldt AG,
Isar Aerospace, S.E.T. Select Energy GmbH, Siemens Mobility GmbH,
TKMS GmbH, Tradium GmbH.

Uber mogliche zukiinftige Reisen des BundesauBenministers gibt das
Auswirtige Amt grundsitzlich keine Auskunft.

39. Abgeordneter Hat die Bundesregierung zu dem Vorfall mit rus-
Soren Pellmann sischen Kampfflugzeugen im Ostseeraum eine an-
(Die Linke) dere Einschitzung der Gefahrenlage als die

NATO, und wenn ja, mit welcher Begriindung
(www.sueddeutsche.de/politik/nato-russland-kam
pfjets-rutte-1i.3316519?reduced=true)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 2. Oktober 2025

Die NATO-Alliierten stehen zur Gefahrenlage in stdndigem Austausch.
Zu den aktuellen Vorfillen verweist die Bundesregierung auf die Erkla-
rung des Nordatlantikrats vom 23. September 2025.

40. Abgeordnete Aus welchem Grund gibt die Bundesregierung in
Dr. Anna Rathert ihren Antworten auf meine Schriftlichen Fra-
(AfD) gen 49 (Slowakei) und 50 (Ungarn) auf Bundes-

tagsdrucksache 21/982 explizit die angefragte
Auskunft, wihrend sie in der Antwort auf
Frage 51 (El Salvador) auf der genannten Bundes-
tagsdrucksache auf www.transparenzportal.bun
d.de/ verweist?


https://www.sueddeutsche.de/politik/nato-russland-kampfjets-rutte-li.3316519?reduced=true
https://www.transparenzportal.bund.de/
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Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 2. Oktober 2025

Wie in der Antwort der Bundesregierung vom 21. Juli 2025 auf Ihre
Schriftliche Frage 51 auf Bundesdrucksache 21/982 erldutert, fordert die
Bundesregierung Nichtregierungsorganisationen (NGOs) in El Salvador
primédr im Rahmen ihrer Entwicklungszusammenarbeit, anders als bei
der Unterstiitzung von NGOs in der Slowakei oder in Ungarn. Foérderun-
gen von NGOs, die in den Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) fallen, konnen
dem Transparenzportal des BMZ entnommen werden.

41. Abgeordnete Aus welchem Grund verweist die Bundesregie-
Dr. Anna Rathert rung in ihrer Antwort auf die Schriftliche
(AfD) Frage 56 des Abgeordneten Dr. Harald Weyel auf

Bundestagsdrucksache 20/13787 auf Geheimhal-
tung, jedoch nicht in ihren Antworten auf meine
Schriftlichen Fragen 49 (Slowakei) und 50 (Un-
garn) auf Bundestagsdrucksache 21/982, die den-
selben Gegenstand (Finanzierung von NGOs) ha-
ben?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 2. Oktober 2025

Antworten der Bundesregierung auf Fragen von Abgeordneten unterlie-
gen dem parlamentarischen Offentlichkeitsprinzip, so dass die Antwor-
ten der Bundesregierung vom 21. Juli 2025 auf Ihre Schriftlichen Fra-
gen 49 und 50 auf Bundestagsdrucksache 21/982 veroffentlicht wurden.

Die Beschriankung auf eine eingestufte Beantwortung ist zu begriinden.
Auf die diesbeziiglichen Ausfiihrungen in der Antwort der Bundesregie-
rung vom 14. November 2024 auf die Schriftliche Frage 56 des Abge-
ordneten Harald Weyel auf Bundestagsdrucksache 20/13787 wird ver-

wiesen.

42. Abgeordneter Warum wurde im Fall einer afghanischen Familie,
Bernd Schattner in dem das Berliner Verwaltungsgericht die Bun-
(AfD) desregierung dazu verpflichtete, dieser Visa fiir

die Einreise nach Deutschland zu erteilen, die
vom Auswirtigen Amt eingelegte Beschwerde
gegen das Urteil des Berliner Verwaltungsgerichts
zuriickgezogen, und bedeutet diese Rechtslage,
dass noch alle 2.300 Afghanen mit deutscher Auf-
nahmezusage von Pakistan nach Deutschland ein-
reisen diirfen (https://jungefreiheit.de/politik/deut
schland/2025/bundesregierung-macht-afghanische
r-familie-weg-zur-einreise-frei/)?


https://www.jungefreiheit.de/politik/deutschland/2025/bundesregierung-macht-afghanischer-familie-weg-zur-einreise-frei/
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Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 29. September 2025

Im Rahmen eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens in Visaangele-
genheiten werden die Umsténde des konkreten Einzelfalls von der Bun-
desregierung in jedem Verfahrensstadium umfassend gepriift und daraus
resultierende Handlungsoptionen sorgfiltig abgewogen. Das Ergebnis
dieser Priifung bildet die Grundlage fiir die Entscheidung, ob und gege-
benenfalls welche prozessualen MaBnahmen im konkreten Einzelfall ge-
troffen werden. Das Auswirtige Amt und das Bundesministerium des
Innern stimmen sich dabei eng ab.

Im Ausreiseverfahren erfolgt ein mehrstufiger Priifprozess mit geregel-
ten Zustdndigkeiten unter den beteiligten Behorden. Derzeit finden De-
tailpriifungen zu den bestehenden Aufnahmezusagen flir afghanische
Staatsangehdrige statt, die einer erneuten Uberpriifung fiir jede Person
dienen, ob die Kriterien einer Aufnahme weiterhin erfiillt sind. In Féllen,
in denen Personen nicht alle Voraussetzungen erfiillen, z. B. Sicherheits-
iiberpriifungen negativ verlaufen, wird eine Aufnahme nicht stattfinden.

43. Abgeordneter Welche Einzelpersonen mit deutscher Staatsange-
Robin Wagener horigkeit wurden bislang durch das EU-Sankt-
(BUNDNIS 90/ ionsregime wegen des Angriffskriegs auf die

DIE GRUNEN) Ukraine erfasst, und wie wurden die Sanktionen
durch deutsche Behorden konkret durchgesetzt?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 30. September 2025

Bei dem Sanktionsregime im Sinne der Fragestellung handelt es sich um
EU-Verordnung Nr. 269/2014 iiber restriktive Maflnahmen angesichts
von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveranitit und
Unabhingigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen. Anhang I die-
ser Verordnung enthilt die Liste sanktionierter natiirlicher und juristi-
scher Personen, Einrichtungen und Organisationen und ist 6ffentlich ein-
sehbar (https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%
3A02014R0269-20250719).

Nicht alle Listungseintrdge enthalten Angaben zur Staatsangehorigkeit,
sodass die Moglichkeit besteht, dass Personen die deutsche Staatsange-
horigkeit besitzen, ohne dass die Rechtstexte dies ausweisen. Dies trifft
auch auf den Fall einer doppelten Staatsangehorigkeit zu.

Rechtsfolge der Sanktionierung ist die Einfrierung von Vermogenswer-
ten sowie ein wirtschaftliches Bereitstellungsverbot (Artikel 2 der EU-
Verordnung Nr. 269/2014).

Die Einhaltung dieser europarechtlichen Vorgaben wird von den zustin-
digen Behorden, maBgeblich durch die Zentralstelle fiir Sanktionsdurch-
setzung (ZfS), liberwacht. Konkret fiihrt die ZfS ein laufendes Vermo-
gensermittlungsverfahren gegen zwei sanktionierte Personen mit deut-
scher Staatsangehorigkeit mit dem Ziel, die Einhaltung der Verfiigungs-
beschrankungen und Bereitstellungsverbote sicherzustellen, durch. Sie
bedient sich dabei der ihr zur Verfiigung stehenden Instrumente nach
dem Sanktionsdurchsetzungsgesetz. Fiir die Verfolgung etwaiger Versto-
e sind die Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehdrden zustindig.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A02014R0269-20250719
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums der

Verteidigung

44. Abgeordnete Aus welchen Geschéftsbereichen der Bundes-
Jeanne regierung werden gerade Gespridche mit Frank-
Dillschneider reich zur Zukunft des Riistungsprojekts Future
(BUNDNIS 90/ Combat Air System (FCAS) im Kontext der von
DIE GRUNEN) franzosischer Seite erhobenen anhaltenden Forde-

rung nach hoheren Industrieanteil gefiihrt (www.h
andelsblatt.com/unternehmen/industrie/ruestungsi
ndustrie-europas-fcas-projekt-von-airbus-und-das
sault-droht-zu-scheitern/100154615.html), und bis
zu welchem konkreten Datum soll {iber die weite-
re Zusammenarbeit bei FCAS entschieden wer-
den?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Nils Schmid
vom 2. Oktober 2025

Fiir das tri-nationale Programm Next Generation Weapon System in
einem Future Combat Air System (NGWS/FCAS) fiihrt das Bundes-
ministerium der Verteidigung in Abstimmung mit den betroffenen Res-
sorts und dem Bundeskanzleramt die Verhandlungen mit den franzdsi-
schen und spanischen Partnern fiir die Bundesregierung.

Frankreich und Deutschland haben im Rahmen des Deutsch-Franzosi-
schen Sicherheits- und Verteidigungsrats vereinbart, iiber den weiteren
Verlauf des Programms bis Ende dieses Jahres zu entscheiden.

45. Abgeordneter Wird die Internetseite (Homepage) mit der Adres-
Thomas Ladzinski se: https://oplan.de/von der Bundesregierung oder
(AfD) durch eine von der Bundesregierung beauftragte

und/oder finanzierte Stelle betrieben und welches
Ziel wird mit dieser Internetseite (Homepage)
verfolgt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Sebastian Hartmann
vom 30. September 2025

Die Internetseite wird nicht durch die Bundesregierung betrieben und ist
auch nicht durch diese beauftragt oder finanziert.


https://www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/ruestungsindustrie-europas-fcas-projekt-von-airbus-und-dassault-droht-zu-scheitern/100154615.html
https://www.oplan.de/von
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46. Abgeordneter Gibt es derzeit Autobahnabschnitte in Deutsch-
Tobias Teich land, die fiir die Landung eines Flugzeugs geeig-
(AfD) net wéren, und falls ja, wie viele und wo befinden

sich diese Abschnitte jeweils, und falls nein, plant
die Bundesregierung derartige Notlandebahnen
auf Autobahnen zu errichten, und in welchem
Zeitraum ist mit der Fertigstellung zu rechnen
(www.bundeswehr.de/de/organisation/luftwaffe/a
ktuelles/autobahn-notlandeplaetze-waehrend-des-
kalten-krieges-5615300)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Sebastian Hartmann
vom 30. September 2025

Derzeit existieren in Deutschland keine Autobahnabschnitte, die fiir die
Landung eines Luftfahrzeuges geeignet wéren.

Die Bundesregierung plant aktuell nicht, derartige Notlandebahnen auf
Autobahnen einzurichten.

Dariiber hinaus wird auf die Antwort der Parlamentarischen Staatssekre-
tarin Siemtje Moller zur Schriftlichen Frage 102 auf Bundestagsdruck-
sache 20/12734 verwiesen.

47. Abgeordneter Wie viele Teilnehmende waren nach Kenntnis der
Ulrich Thoden Bundesregierung an der militdrischen Ubung des
(Die Linke) Taktischen Luftwaffengeschwaders 31 ,,Boelcke™

auf dem Fliegerhorst Norvenich im Kreis Diiren
(Nordrhein-Westfalen) vom 9. bis 11. September
2025 beteiligt, und welche Kosten sind hierfiir
nach Kenntnis der Bundesregierung angefallen
(bitte nach Personenanzahl der militdrischen und
zivilen Teilnehmenden, weiteren militdrischen
und zivilen teilnehmenden Einrichtungen oder
Organisationen, eingesetzten Luftfahrzeuge der
Bundeswehr aufschliisseln; vgl. www1.wdr.de/na
chrichten/rheinland/uebung-fliegerhorst-luftwaff
e-noervenich-100.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars
Sebastian Hartmann
vom 2. Oktober 2025

Die Bundesregierung ist nach sorgfaltiger Abwiagung zu der Auffassung
gelangt, dass die Beantwortung der Frage aus Griinden des Staatswohls
ausnahmsweise nicht offen erfolgen kann. Diese ldsst Riickschliisse auf
die Verteidigungsfihigkeit der Bundesrepublik Deutschland zu. Die er-
betenen Auskiinfte zur konkreten Anzahl der Teilnehmenden enthalten
sicherheitsrelevante Angaben, deren Bekanntwerden fiir die Interessen
der Bundesrepublik Deutschland nachteilig sein konnte. Bei offener Be-
antwortung wiirden Riickschliisse auf militdrische Féahigkeiten, Kapazi-
tiaten und Schwerpunktsetzungen ermoglicht. Dadurch bestiinde die Ge-
fahr, dass sich andere feindlich gesinnte Staaten und Nachrichtendienste


https://www.bundeswehr.de/de/organisation/luftwaffe/aktuelles/autobahn-notlandeplaetze-waehrend-des-kalten-krieges-5615300
https://www1.wdr.de/nachrichten/rheinland/uebung-fliegerhorst-luftwaffe-noervenich-100.html
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ein Bild iiber die Féahigkeiten und Einsatzbereitschaft der Bundeswehr
machen konnten. Denn die Kenntnis hieriiber lieBe Riickschliisse auf
mogliche Planungen und Strategien in Bezug auf Optimierungen und
Verbesserungen der Verteidigungsfihigkeit der Bundeswehr zu. Unbe-
fugte Dritte konnten daran ihre eigenen MaBnahmen zum Nachteil der
Bundeswehr und somit der Bundesrepublik Deutschland ausrichten.
Durch die Kenntnis der Informationen kdnnten ggf. auch Schwachstel-
len oder konkrete Bedarfe der Streitkrifte aufgedeckt werden, deren
Kenntnis zum Nachteil der Einsatz- und Verteidigungsbereitschaft der
Bundeswehr genutzt werden konnten. Insofern muss ausnahmsweise das
Fragerecht der Abgeordneten gegeniiber dem Geheimhaltungsinteresse
der Bundesregierung zuriickstehen.

Auch eine Einstufung als Verschlusssache und Weiterleitung der ange-
fragten Informationen an die Geheimschutzstelle des Deutschen Bundes-
tages kommt angesichts ihrer erheblichen Brisanz im Hinblick auf die
Einsatzbereitschaft der Streitkrafte nicht in Betracht. Die angefragten In-
halte lassen Riickschliisse auf die militidrischen Fahigkeiten, Kapazititen
und Schwerpunktsetzungen der Streitkrdfte zu. Auch ein geringfiigiges
Risiko des Bekanntwerdens derart sensibler Informationen kann unter
keinen Umstidnden hingenommen werden.

In der Abwigung des parlamentarischen Informationsrechts der Abge-
ordneten einerseits und der staatswohlbegriindeten Geheimhaltungsinte-
ressen andererseits muss das parlamentarische Informationsrecht daher
ausnahmsweise zuriickstehen.

Die abschlieBenden Kosten der Ubung koénnen zum jetzigen Zeitpunkt
nicht dargestellt werden, da sich die einzelnen Kostenpositionen noch in
der Abrechnung befinden. Eine Kostenaufschliisselung nach Teilneh-
menden und einzelnen Luftfahrzeugen ist generell nicht moglich.

48. Abgeordneter Welches konkrete Szenario lag der militdrischen
Ulrich Thoden Ubung des Taktischen Luftwaffengeschwaders 31
(Die Linke) »Boelcke auf dem Fliegerhorst Norvenich

(Nordrhein-Westfalen) vom 9. bis 11. September
2025 nach Kenntnis der Bundesregierung zugrun-
de, und inwieweit waren nach Kenntnis der Bun-
desregierung auch der Kreis Diiren bzw. einzelne
Stadte des Kreises involviert (bitte detailliert aus-
fithren und jeweilige Ortschaften angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Sebastian Hartmann
vom 2. Oktober 2025

Der Ubung im Sinne der Fragestellung lag ein fiktives, auf Artikel 5 des
Nordatlantikvertrages basierendes Szenario zugrunde.

Zum Ende der Ubung fand ein simuliertes GroBschadensereignis statt,
bei dem die Zusammenarbeit zwischen militérischen und zivilen medizi-
nischen Rettungskriften aus dem Kreis Diiren geiibt wurde. Hier wurde
ein Massenanfall von Verwundeten und Verletzten simuliert.



Drucksache 21/1948 -30- Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
Wirtschaft und Energie

49. Abgeordneter Wird die Bundesregierung vor dem Hintergrund,
Jorg Cezanne dass sich die Bundesministerin fiir Wirtschaft und
(Die Linke) Energie Katherina Reiche bei der Bedarfsplanung

am unteren Rand der Schitzung von 600 bis
700 TWh Strombedarf fiir 2030 orientiert, gleich-
zeitig aber am Ausbauziel von 80 Prozent Erneu-
erbarer Energien festhilt (www.bundeswirtschafts
ministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/J-L/kli
maneutral-werden-wettbewerbsfachig-bleiben.pdf
? __blob=publicationFile&v=22), die in § 4 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes sowie in § 1 des
Windenergie-auf-See-Gesetzes festgelegten Aus-
baupfade fiir Solaranlagen, Biomasse, Windener-
gieanlagen an Land auf See anpassen, wenn ja,
mit der Bitte um Aufschliisselung des geénderten
Ausbaupfads fiir installierte Leistung in den ge-
nannten stromproduzierenden Anlagen fiir die
Jahre 2026, 2028, 2035 und 2040?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 29. September 2025

Mogliche Schlussfolgerungen aus den Annahmen zum kiinftigen Brutto-
stromverbrauch hinsichtlich des Ausbaus der erneuerbaren Energien
werden im Zuge der anstehenden Novellen des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes und des Windenergie-auf-See-Gesetzes zu ziehen sein.

50. Abgeordneter Im Anbetracht der Tatsache, dass die Bundes-
Jorg Cezanne ministerin fir Wirtschaft und Energie Katherina
(Die Linke) Reiche die Kosteneffizienz als zentralen Punkt fiir

eine Bestandsaufnahme bei der Energiewende an-
sieht (www.bundeswirtschaftsministerium.de/Red
aktion/DE/Downloads/J-L/klimaneutral-werden-
wettbewerbsfaehig-bleiben.pdf? blob=publicati
onFile&v=22), auf welche konkreten Effizienz-
gewinne quantifiziert die Bundesregierung dieses
Ziel bis 2030 in Bereichen Ausbau der Verteil-
und Ubertragungsnetze beim Strom, Wasserstoff-
Hochlauf, Forderung Erneuerbarer Energien und
Wasserstoff und Subventionen fiir fossile Energie-
triager (bitte die Effizienzgewinnziele nach Jahren
und den genannten Bereichen aufschliisseln)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 1. Oktober 2025

Die Bundesregierung hat keine Kosteneffizienzziele fiir 2030 quantifi-
ziert. Der Bericht zum Monitoring der Energiewende zeigt Handlungs-
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optionen auf, die zu einer Einsparung von Systemkosten fithren konnen,
quantifiziert diese aber nicht.

51. Abgeordnete Wie bewertet die Bundesregierung die Einschit-
Dr. Sandra Detzer zung von Bundeskanzler Friedrich Merz zur
(BUNDNIS 90/ CPTPP von Juni 2025 als potenziellen Ersatz fiir

DIE GRUNEN) die WTO, und welche konkreten Schritte plant
sie, um zusammen mit den internationalen Part-
nern die WTO wieder handlungsfahig zu machen
oder eine neue internationale Handelsordnung zu
schaffen?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 2. Oktober 2025

Die Bundesregierung setzt sich fiir die Stirkung und Reform der multi-
lateralen, regelbasierten Handelsordnung mit der Welthandelsorganisati-
on (WTO — World Trade Organisation) im Zentrum ein. Angesichts der
aktuellen internationalen Herausforderungen sind regelbasierte, offene
und stabile weltweite Handelsbeziehungen von groBer Bedeutung fiir die
Resilienz der Lieferketten und den Marktzugang deutscher Unternehmen
im Ausland. Gleichzeitig bedarf es einer Reform des WTO-Regelwerks,
insbesondere moderner Regeln zu marktverzerrenden Industriesubventi-
onen fiir eine globale Wettbewerbsgleichheit (Level Playing Field) und
der Wiederherstellung eines voll funktionsfahigen Streitbeilegungsme-
chanismus. Die Bundesregierung betrachtet zudem plurilaterale Initiati-
ven und Abkommen als wirksames Mittel, um mit Interessenpartnern
ambitionierte Regeln fiir den internationalen Handel zu vereinbaren und
durchzusetzen: Dazu gehort das sogenannte Multi-Party Interim Appeal
Arbitration Arrangement (MPIA) als Interim-Berufungsmechanismus
zur abschlieBenden Beilegung von Handelsstreitigkeiten bis zur Wieder-
herstellung des Appellate Body. Zudem setzt sich die Bundesregierung
fiir das zeitnahe Inkrafttreten der plurilateralen Abkommen tiber Investi-
tionserleichterung fiir Entwicklung sowie zu E-Commerce ein. Die Bun-
desregierung unterstiitzt dabei die fiir die Handelspolitik zusténdige EU-
Kommission in ihren Bemiithungen zur Stirkung und Reform der inter-
nationalen Handelsordnung mit der WTO im Zentrum.

Dazu gehort auch die bilaterale Zusammenarbeit mit internationalen
Partnern. Neben dem Abschluss neuer Handelsabkommen, die wesent-
lich auf WTO-Recht aufbauen und es damit auch im bilateralen Verhalt-
nis zu EU absichern, unterstiitzt die Bundesregierung die strukturierte
Zusammenarbeit und Kooperation mit Partnern in Handelsfragen — zur
gemeinsamen Positionierung in der WTO, aber auch hinsichtlich Fragen
der regulatorischen Zusammenarbeit und Handelserleichterung. Vor die-
sem Hintergrund begriilt die Bundesregierung die anvisierte strukturier-
te Kooperation zwischen der EU und CPTPP als Signal fiir offenen und
regelbasierten internationalen Handel.



Drucksache 21/1948 -32- Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

52. Abgeordnete Bis wann ist mit einer ersten Mittelvergabe aus
Dr. Sandra Detzer dem Rohstofffonds zu rechnen, und inwiefern
(BUNDNIS 90/ plant die Bundesregierung dabei auch die 13 als
DIE GRUNEN) strategisch eingestuften Projekte des Critical Raw

Materials Act sowie Projekte mit deutscher Betei-
ligung zu unterstiitzen?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 2. Oktober 2025

Der Rohstofffonds der Bundesregierung soll Projekte zur Gewinnung,
zur Verarbeitung und zum Recycling kritischer Rohstoffe unterstiitzen
(www.kfw.de/Rohstofffonds/). Im Fokus stehen dabei kritische oder
strategische Rohstoffe im Sinne des européischen ,,Critical Raw Materi-
als Act“ (CRMA). Die MaBnahme soll dazu beitragen, die Rohstoffver-
sorgung zu diversifizieren und so Versorgungssicherheit und Lieferket-
ten in Deutschland und Europa zu stirken. Ziel ist es, durch eine diversi-
fizierte Finanzierung konkreter Projekte, das Rohstoffangebot zeitnah zu
erhdhen und Unternehmen in Deutschland und Europa den Zugriff da-
rauf zu ermdglichen. Derzeit werden die ersten Projekte im Rahmen der
Forderung hinsichtlich einer moglichen Beteiligung gepriift. Aktuell ge-
hen wir davon aus, dass noch in diesem Jahr erste Entscheidungen dazu
getroffen werden konnten, sofern die Voraussetzungen dafiir erfiillt sind.
Ein Rechtsanspruch auf Férderung besteht nicht.

Ihr Interesse konnen alle Projekte bekunden — auch die als strategisch
eingestuften Projekte im Sinne des CRMA — sofern sie die Kriterien er-

fiillen.

53. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Daten zu schwerwie-
Karsten Hilse genden Havarien an Windindustrieanlagen (z. B.
(AfD) Brand, www.stern.de/panorama/bremervoerde--w

indrad-geht-in-flammen-auf---feuerwehr-muss-zu
sehen--video--35730376.html) in Deutschland,
die gegebenenfalls dazu fiihrten, dass diese vol-
lends oder iiber einen ldngeren Zeitraum nicht
mehr nutzbar waren, vor, und wenn ja, welche,
und wenn nein, plant die Bundesregierung, ent-
sprechende Daten zu erheben?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 1. Oktober 2025

Der Bundesverband WindEnergie e. V. berichtet im Rahmen der seit
dem Jahr 2005 gefiihrten verbandseigenen Statistik von insgesamt
148 Schadenfallen (vgl. Geschiftsbericht 2024-2025, Bundesverband
Windenergie e. V., Mai 2025, www.wind-energie.de/fileadmin/redaktio
n/dokumente/publikationen-oeffentlich/themen/07-verband/20250429 B
WE-Geschaeftsbericht_online.pdf). Bei einem aktuellen Bestand von
rund 30.000 Windenergieanlagen wéren Erzeugungsausfille durch diese
Schadensfille auch bei ldnger anhaltenden oder dauerhaften Unterbre-
chungen aus energiewirtschaftlicher Sicht zu vernachldssigen. Dariiber
hinaus liegen der Bundesregierung keine weiteren Informationen tiber
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Havarien bei Windenergicanlagen an Land vor. Die Bundesregierung
plant aktuell keine Datenerhebung zu dieser Fragestellung.

54. Abgeordneter Hat das Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Leif-Erik Holm Energie (damals Bundesministerium fiir Wirt-
(AfD) schaft und Klimaschutz) im Vorfeld des Verkaufs

der Deutschen Agrar Holding an Igneo Infra-
structure Partners eine Investitionspriifung nach
AuBenwirtschaftsverordnung durchgefiihrt, und
wie wurde die Entscheidung iiber die Durchfiih-
rung einer Investitionspriifung begriindet?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 2. Oktober 2025

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie (BMWE) hat ein
Investitionspriifverfahren durchgefiihrt.

Erwirbt ein Unionsfremder mindestens 20 Prozent der Stimmrechte an
einem inldndischen Unternehmen, das unmittelbar oder mittelbar eine
landwirtschaftliche Fldche von mehr als 10.000 Hektar bewirtschaftet,
so ist dieser Erwerb gegeniiber dem BMWE meldepflichtig, dies ergibt
sich aus § 55a Absatz 1 Nummer 27 sowie Absatz 4 der Aullenwirt-
schaftsverordnung. Bis zur abschlieBenden Entscheidung des BMWE
bestand zudem ein Vollzugsverbot des Erwerbs gemil} § 15 Absatz 4 des
AuBenwirtschaftsgesetzes.

55. Abgeordneter Wie begriindet Bundesministerin fiir Wirtschaft
Michael Kellner und Energie Katherina Reiche ihre Aussage, der
(BUNDNIS 90/ deutsche Strombedarf werde im Jahr 2030 ,,eher
DIE GRUNEN) am unteren Ende* der Bandbreite von 600 bis

700 Terawattstunden liegen (www.faz.net/aktuell/
wirtschaft/klima-nachhaltigkeit/kosten-der-energi
ewende-das-ist-der-sparplan-von-katherina-reich
e-110687049.html), auch vor dem Hintergrund
des im Versorgungssicherheitsbericht der Bundes-
netzagentur fiir 2030 angenommenen Strombe-
darfs von 725 TWh, und geht sie davon aus, dass
globale Trends wie der zu beobachtende Boom
von stromintensiven Rechenzentren, der Trend
zur Elektrifizierung in der Industrie sowie eine
allgemeine konjunkturelle Erholung an Deutsch-
land weitgehend vorbeigehen werden?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 30. September 2025

GemilB dem am 15. September 2025 vom BMWE veroffentlichten Be-
richt zum Monitoring der Energiewende wird fiir den Bruttostromver-
brauch 2030 eine Bandbreite von 600 bis 700 TWh von den explorativen
Szenarien fiir erreichbar und von einigen normativen Szenarien als kom-
patibel mit dem Klimaziel identifiziert. Dabei ist davon auszugehen,


https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/klima-nachhaltigkeit/kosten-der-energiewende-das-ist-der-sparplan-von-katherina-reiche-110687049.html

Drucksache 21/1948 -34 - Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

dass explorative Szenarien kurz- bis mittelfristig deutlich belastbarer
sind, weil sie nicht vom Ziel herkommen, sondern von der aktuell zu
beobachtenden tatsdchlichen Entwicklung. Der untere Rand in den von
den Gutachtern analysierten explorativen Szenarien liegt mit 580 TWh
sogar noch unter dem unteren Rand der o. g. Bandbreite. Die vom Um-
weltbundesamt beauftragten Treibhausgasprojektionen vom Mérz 2025,
die zu den explorativen Szenarien gehdren, gehen von 650 TWh aus, di-
verse Energieexperten sehen den Bruttostromverbrauch 2030 zwischen
600 und 650 TWh (vgl. Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung vom
19. Januar 2025 sowie Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 2. Januar
2025).

Blickt man auf die letzten Jahre zuriick, so zeigt sich: Wéhrend der Brut-
tostromverbrauch 2017 noch bei 602 TWh lag, waren es 2024 nur noch
522 TWh — trotz eines steigenden Stromverbrauchs von u. a. Rechen-
zentren. Auch im laufenden Jahr weist der BDEW fiir die ersten acht
Monate gegeniiber 2024 nur einen Zuwachs um 0,1 Prozent aus (nor-
malarbeitstiglich bereinigte Zahlen). Um bis 2030 iiber die Mitte der
0. g. Bandbreite zu kommen, wére also ein Anstieg um {iber 25 Prozent
in nur fiinf Jahren erforderlich.

In der Gesamtschau fiigt sich die Einschitzung von Bundesministerin
Katherina Reiche somit gut in aktuelle wissenschaftliche Einschétzun-
gen sowie in die in den letzten Jahren zu beobachtende Entwicklung ein.

Im Versorgungssicherheitsmonitoring hat die Bundesnetzagentur zwei
Szenarien betrachtet, um eine Bandbreite moglicher Entwicklungen in
den néchsten zehn Jahren abzubilden. Zum einen wurde ein Zielszenario
genutzt, das die bekannten gesetzlichen und politischen Ziele abbildet.
Zum anderen wurde ein Szenario gerechnet, in welchem die Auswirkun-
gen verschiedener moglicher Verzdgerungen, in der Zielerreichung un-
tersucht werden. Im Zielszenario wurde ein Stromverbrauch fiir das Jahr
2030 in Hohe von 750 TWh unterstellt. Um der unterjdhrigen Dynamik
beim Stromverbrauch Rechnung zu tragen, wurde der Stromverbrauch
zum Stichtag 1. Januar 2030 interpoliert. Dies entspricht 725 TWh. Im
zweiten Szenario wurde ein Stromverbrauch im Jahr 2030 in Héhe von
675 TWh. unterstellt Dies entsprach zum Beginn der Untersuchung
(Jahresanfang 2024) einer konservativen Annahme. Entwicklungen, die
nach dem Beginn der Untersuchung eingetreten sind, konnten im Versor-
gungssicherheitsmonitoring 2024 nicht berticksichtigt werden.

56. Abgeordneter Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass ein
Dr. Rainer Kraft  staatlicher Netzerwerb den dringend bendtigten
(AfD) Netzausbau fiir die Integration erneuerbarer Ener-

gien beschleunigt statt zu biirokratischen Verzo-
gerungen zu fithren (www.cleanenergywire.org/n
ews/germany-aligns-renewable-rollout-slower-gri
d-expansion-cut-costs)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 30. September 2025

Uber die KfW hilt der. Bund mittelbare Anteile an den Stromiibertra-
gungsnetzbetreibern 50Hertz (20 Prozent) und TransnetBW (24,95 Pro-
zent), Die Beteiligungen ermoglichen es dem Bund, zu einem recht-
zeitigen und bedarfsgerechten Netzausbau beizutragen. Der Bund kann
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seine Informations- und Mitspracherechte in den Aufsichtsgremien und
als Gesellschafter zu diesem Zweck einsetzen. Durch Bereitstellung von
Eigenkapital trégt er zu einer langfristig ausreichenden Kapitalisierung
fiir den Netzausbau bei. SchlieBlich tragen die Beteiligungen zur Wah-
rung sicherheitspolitischer Interessen des Bundes bei und unterstiitzen
den Schutz der kritischen Infrastruktur Stromnetz, denn der Bund kann
mittels seiner vertraglichen Rechte Einfluss auf die Gesellschafterstruk-

tur nehmen.

57. Abgeordnete Welche deutschen Unternehmen sind nach Kennt-
Cansu Ozdemir nis der Bundesregierung am Wiederaufbau in
(Die Linke) Syrien beteiligt (bitte die 14 grofiten/umsatz-

starksten Unternehmen angeben), und wie viele
deutsche Unternehmen sind Mitglied des
Deutsch-Syrischen Wirtschaftsrats (bitte die Ge-
samtzahl angeben und die 13 groBten/umsatz-
starksten Unternehmen nennen; www.bundesta
g.de/presse/hib/kurzmeldungen-1108214; www.b
mz.de/de/neuanfang-syrien; www.boerse-frankfur
t.de/nachrichten/Wadephul-kuendigt-deutsch-syri
schen-Wirtschaftsrat-an-bldafc5b-52¢9-4{97-911
c-c360bfled8al)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 30. September 2025

Die Bundesregierung steht mit der Wirtschaft beziiglich eines deutschsy-
rischen Wirtschaftsrates, der sich noch im Aufbau befindet, in Kontakt.
Gemeinsam arbeiten Wirtschaft und Bundesregierung daran, Mdoglich-
keiten fiir das Engagement deutscher Unternehmen in Syrien aufzuzei-
gen. Der Bundesregierung liegen noch keine Kenntnisse iiber bereits
laufende Aufbauprojekte in Syrien mit Beteiligung deutscher Unterneh-

men Vvor.
58. Abgeordneter Welche Aktivititen gibt es seitens der Bundes-
Séren Pellmann regierung im Jahr 2025 zur Entwicklung des bar-
(Die Linke) rierefreien Tourismus, und in welcher Weise be-

teiligt sich die Bundesregierung an dem 3. Welt-
gipfel fiir barrierefreien Tourismus, der vom 5. bis
7. Oktober 2025 in Turin (Italien) stattfinden
wird?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 1. Oktober 2025

Es ist der Bundesregierung ein wichtiges Anliegen, die Teilhabe am kul-
turellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport bzw. am Touris-
mus zu stiarken. Die meisten Mallnahmen zielen auf die Gewéhrleistung
von Barrierefreiheit im Allgemeinen. Der Tourismus ist eine Quer-
schnittsbranche mit komplexem Zustindigkeitsgefiige innerhalb des
Bundes sowie zwischen Bund und Landern. So werden viele Fragen, die
fiir die Barrierefreiheit mafigeblich sind, auf Bundesebene branchen-
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iibergreifend adressiert, wie zum Beispiel barrierefreic Mobilitdt oder
barrierefreies Bauen. Der Tourismus wird hier mitgedacht und die MaB-
nahmen bzw. Gesetze sind auf Barrierefreiheit per se ausgerichtet. Dabei
ist auch ist zu berticksichtigen, dass die Lénder entsprechend der durch
das Grundgesetz vorgegebenen Aufgabenverteilung fiir die Entwicklung
und Vermarktung des Tourismus in Deutschland zustindig sind und
folglich eigene MaBnahmen zur Forderung eines barrierefreien Touris-
mus aufsetzen.

Dies vorangeschickt, ist der Bundesregierung die gleichberechtigte Teil-
habe von Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen ein
sehr wichtiges Anliegen. Daher wurde im Koalitionsvertrag vereinbart,
die Barrierefreiheit in Deutschland im &ffentlichen Bereich zu verbes-
sern und in der Privatwirtschaft auf Barrierefreiheit hinzuwirken. Dafiir
soll unter anderem das Behindertengleichstellungsgesetz weiter-ent-
wickelt werden, sodass unter anderem alle 6ffentlich zugédnglichen Bau-
ten des Bundes bis zum Jahr 2035 barrierefrei gestaltet werden. Zudem
wurde die Bundesinitiative Barrierefreiheit strukturell fest verankert und
ist zentraler Bestandteil der Arbeit der Bundesressorts.

Im fiir den Tourismus wichtigen Bereich Mobilitét unterstiitzt der Bund
auch im Jahr 2025 Investitionen der Eisenbahninfrastrukturunternehmen
zur Herstellung der Barrierefreiheit in den Verkehrsstationen u. a. im
Rahmen der Forderinitiative zur Attraktivitétssteigerung und Barriere-
freiheit von Bahnhofen. Die Deutsche Bahn AG baut zudem pro Jahr
zirka 100 Bahnhofe beziehungsweise 150 Bahnsteige barrierefrei um.
Bei der Gestaltung eines attraktiven, barrierefreien Angebots im 6ffent-
lichen Personennahverkehr unterstiitzt der Bund die hierfiir zustdndigen
Lénder und Kommunen vielfdltig in finanzieller Hinsicht, u. a. iiber das
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz. Dieses setzt explizit voraus, dass
die zu fordernden Infrastrukturvorhaben die Belange behinderter und an-
derer Menschen mit Mobilititsbeeintrachtigung beriicksichtigen und den
Anforderungen der Barrierefreiheit moglichst weitreichend entsprechen.
Bei der Vorhabenplanung sind die zustdndigen Behindertenbeauftragten
oder Behindertenbeiréte anzuhoren.

Speziell zur Entwicklung des barrierefreien Tourismus hat auch im Jahr
2025 wieder der Tag des barrierefreien Tourismus im Rahmen der Inter-
nationale Tourismusbdrse Berlin stattgefunden. Die jahrliche Fachveran-
staltung wird durch die Deutsche Zentrale fiir Tourismus e. V. (DZT) als
institutionellem Zuwendungsempfanger des Bundes finanziert und wur-
de auch in diesem Jahr in Zusammenarbeit mit Behindertenvertretungen
organisiert.

Zudem ist der Bund Konzessionsgeber von ,,Reisen fiir Alle*, dem bun-
desweiten Informations- und Kennzeichnungssystem fiir barrierefreie
touristische Angebote, und finanziert den IT-Betrieb des Systems iiber
die DZT.

Die DZT bewirbt im Auftrag des Bundesministeriums fiir Wirtschaft
und Energie auch die Moglichkeiten des barrierefreien Tourismus im
Reiseland Deutschland. Sie nimmt am 3. Weltkongress fiir barrierefreien
Tourismus vom 5. bis 7. Oktober 2025 in Turin (Italien) teil und wird
dort zusammen mit Vertreterinnen und Vertretern der Landestourismus-
organisationen, der Arbeitsgemeinschaft Leichter Reisen und der Ar-
beitsgemeinschaft Tourismus des Deutschen Behindertenrates touristi-
sche Angebote aus Deutschland priasentieren. Die DZT wird sich darii-
ber auch mit internationalen Expertinnen und Experten und Organisatio-
nen austauschen.
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Alle teilnehmenden Organisationen sind auch aktiv am Kongresspro-
gramm beteiligt.

Die DZT unterstiitzt den Kongress als Sponsor. Damit erhoht sie die
Sichtbarkeit des Reiselandes Deutschland mit seinen mit vielféltigen
barrierefreien Angeboten.

59. Abgeordnete Kann die Bundesregierung den mir zugetragenen
Lea Reisner Sachverhalt bestétigen, dass mit dem Flug
(Die Linke) FY5038 (womdglich mit der FedEx-Tracking ID

884488027474) iiber den Kolner Flughafen am
22. September 2025 mutmaBlich Militérgiiter
nach Nevatim/Israel geschickt wurden (wenn ja,
bitte nach Inhalt und erteilter Genehmigungsart
fiir Ein-/Ausfuhr auflisten)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 1. Oktober 2025

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestel-

lung vor.

60. Abgeordneter Welchen prozentualen Anteil am Baumbestand
Marecel sowie an der Gesamtfliche von Wald- und forst-
Queckemeyer wirtschaftlichen Nutzflichen haben der Ausbau
(AfD) von Windenergieanlagen einschlieBlich der fiir

deren Bau und Betrieb erforderlichen Zufahrtswe-
ge und Stromtrassen seit dem Jahr 2015 zum
Riickgang des Waldbestandes beigetragen, und
wie stellt sich diese Entwicklung jeweils nach
Bundeslidndern differenziert dar?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 1. Oktober 2025

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu den Fragen 1 Buch-
stabe a und Buchstabe b der Kleinen Anfrage zu ,,Windkraftanlagen in
deutschen Waldgebieten auf Bundestagsdrucksache 21/1173 verwiesen.
Demnach liegt der Bundesregierung keine eigene ausfiihrliche Statistik
vor. Es wird in diesem Sachzusammenhang auf die Auswertungen der
»Fachagentur Wind und Solar verwiesen. Danach liegt die dauerhaft fiir
eine Windenergieanlage in Anspruch genommene Waldfldche im Durch-
schnitt bei 0,51 Hektar. Dabei ist zu beachten, dass Waldumwandlungen
aufgrund der waldrechtlichen Bestimmungen in der Regel nur mit der
MaBgabe einer entsprechenden Ersatzaufforstung genehmigt werden.
Dies gilt auch fiir Waldumwandlungen fiir Windenergieanlagen.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Forschung,
Technologie und Raumfahrt

61. Abgeordnete Welchen konkreten Zeitplan sieht die Bundes-
Dr. Andrea regierung fiir den Gesetzentwurf des Forschungs-
Liibcke datengesetz vor, welches laut Antwort der Bun-
(BUNDNIS 90/ desregierung auf meine Schriftliche Frage 60 auf

DIE GRUNEN) Bundestagsdrucksache 21/1406 ein ,,wichtiges
Vorhaben* fiir die Bundesregierung darstellt (bitte
den detaillierten Zeitplan mit Angabe von Daten
fiir die geplante Veroftentlichung von Eckpunkten
oder eines Referentenentwurfs, den Beginn der
Einleitung der Ressortbefassung, den geplanten
Start der Landeranhérung, den geplanten Start der
Verbdndeanhérung und die geplante Einbringung
in das Bundeskabinett aufschliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Dr. Silke Launert
vom 30. September 2025

Der Koalitionsvertrag sieht ein Vorlegen des Forschungsdatengesetzes
noch in diesem Jahr vor. Der Referentenentwurf wird derzeit im Bundes-
ministerium fiir Forschung, Technologie und Raumfahrt (BMFTR) fina-
lisiert. Die Einleitung der Ressortbefassung sowie der Lander- und Ver-
biandeanhérung ist im Anschluss daran vorgesehen. Ein Kabinettbe-
schluss konnte aus Sicht des BMFTR fiir das 1. Quartal 2026 anvisiert
werden.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Bildung,
Familie, Senioren, Frauen und Jugend

62. Abgeordneter Wer wird der Experten-Kommission fiir die ange-
Maik Briickner kiindigte Nachbesserung beim Prostituierten-
(Die Linke) schutzgesetz angehdren, und nach welchen Krite-

rien wurden bzw. werden die Mitglieder der Kom-
mission ausgewahlt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Brand
vom 1. Oktober 2025

Die unabhéngige Expertenkommission zur Verbesserung des Schutzes
von Prostituierten (Prostituiertenschutz-Kommission) wird im Rahmen
der Auftaktsitzung durch Bundesministerin Karin Prien eingesetzt wer-
den. Die Ernennung der Expertinnen und Experten, steht in Kiirze bevor.
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63. Abgeordnete Welche konkreten MaBnahmen plant die Bundes-
Mandy Eiling regierung zur Forderung einer diversititssensiblen
(Die Linke) Altenhilfe im Sinne des Neunten Altersberichts,

insbesondere fiir LSBTI-Seniorinnen und Men-
schen mit Migrationsgeschichte?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Mareike Lotte Wulf
vom 1. Oktober 2025

Es wird auf die Stellungnahme der Bundesregierung zum Neunten
Altersbericht der Sachverstindigenkommission (Bundestagsdrucksache
20/14450 (neu)) verwiesen.

Beispiele fiir konkrete Mafinahmen zur Forderung einer diversitétssen-
siblen Altenhilfe im Sinne des Neunten Altersberichts sind:

Im Rahmen des Modellprojekts ,,Kultur- und religionssensible Wohl-
fahrtspflege — Erprobung praktischer Teilhabe am Beispiel hduslicher
Pflege und Alltagsbegleitung fiir Senior:innen” fordert das Bundes-
ministerium fiir Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMBEFSFJ) die Professionalisierung sowie die Vernetzung von Migran-
tenselbstorganisationen im Bereich der Wohlfahrtspflege.

Das BMBFSF]J unterstiitzt die Arbeit fiir lesbische, schwule, bisexuelle,
trans- und inter-geschlechtliche (LSBTI)-Seniorinnen und -Senioren
unter anderem durch projektbezogene Forderungen der Bundesinteres-
senvertretung schwuler Senioren e. V. sowie des Dachverbands Lesben
und Alter e. V. Diese Projekte schaffen durch gezielte Maflnahmen pass-
genaue Angebote, die eine aktive gesellschaftliche Teilhabe und politi-
sche Mitgestaltung fordern, erdffnen Raume fiir intergenerationale Be-
gegnungen und entwickeln diese kontinuierlich weiter. So hat der Dach-
verband Lesben und Alter e. V. zum Beispiel eine Handreichung zur les-
benrespektierenden Pflege erarbeitet.

64. Abgeordnete Welche Strategien verfolgt die Bundesregierung
Schahina Gambir  aktuell zur Einddmmung des Rechtsextremismus,
(BUNDNIS 90/ und mit welchen Maflnahmen will sie in den kom-

DIE GRUNEN) menden Jahren die Priventionsarbeit, insbesonde-
re in den Bereichen politische Bildung, Jugendar-
beit und Demokratieforderung, weiterentwickeln
und langfristig absichern?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Brand
vom 29. September 2025

Die Bundesregierung stirkt die Demokratie und bekdmpft den Rechts-
extremismus mit einem ganzheitlichen Ansatz, der auf politische Bil-
dung, Demokratieforderung und Extremismusprévention setzt. Hinzu-
kommen repressive MaBBnahmen der Strafverfolgungs- und Sicherheits-
behorden.

Ein ganzheitlicher Ansatz bildet sich auch in den Maflnahmenpaketen
»~Aktionsplan gegen Rechtsextremismus® und ,,Rechtsextremismus ent-
schlossen bekdmpfen™ des Bundesministeriums des Innern (BMI) ab.
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Die praventiven Mallnahmen beinhalten eine Stirkung der politischen
Bildung, insbesondere im Umgang mit Verschworungsideologien vor
Ort und im Netz, sowie die Forderung einer demokratischen Streitkultur.
Zusitzlich werden Angebote zum Ausstieg aus extremistischen Ver-
schworungsideologien geschaffen. Zu Netzwerken der Neuen Rechten
hat das BMI am 13. Februar 2024 ein weiteres MaBlnahmenpaket gegen
Rechtsextremismus prisentiert. Die Mallnahmen der Bundesregierung
zur Bekdmpfung des Rechtsextremismus sind dffentlich im Internet und
als Bundestagsdrucksachen verfiigbar.

Auch das Bundesprogramm ,,.Demokratie leben!* des Bundesministe-
riums fiir Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ)
fordert die Arbeit gegen Radikalisierungen und damit auch gegen
Rechtsextremismus in der Gesellschaft. Das Bundesprogramm ,,Demo-
kratie leben!* wird derzeit gemil3 Koalitionsvertrag evaluiert und wei-
terentwickelt.

Mit dem Bundesprogramm ,,Zusammenhalt durch Teilhabe® des BMI
und der Bundeszentrale fiir politische Bildung (BpB) werden in ldnd-
lichen und strukturschwachen Regionen Projekte fiir demokratische
Teilhabe und gegen Extremismus gefordert. Grundgedanke des Pro-
gramms ist, Demokratie vor Ort im Lebensumfeld der Menschen zu for-
dern. Die Projekte sollen vor allem im Vorfeld moglicher extremistischer
und menschenfeindlicher Gefdhrdungen agieren und dabei unterstiitzen,
gute Bedingungen fiir ein gewaltfreies Zusammenleben vor Ort zu
schaffen. Dabei liegt ein besonderer Fokus auf der Férderung von Verei-
nen und Verbédnden, die eine wichtige Funktion fiir das lokale Gemein-
wesen haben und somit einen aktiven Beitrag zur Starkung eines demo-
kratischen Miteinanders leisten konnen.

Die BpB unterstiitzt aulerdem die anerkannten Triger der politischen
Bildung bei der Durchfithrung von Veranstaltungen der politischen Bil-
dung (Richtlinienférderung). Diese Triager miissen zuvor den Anerken-
nungsprozess laut Richtlinie erfolgreich durchlaufen. Die Veranstaltun-
gen der politischen Bildung greifen Themen der Demokratieférderung
auf oder nehmen verschiedene Extremismus-Phdnomene in den Blick.
Mit der Forderung von Modellprojekten wird allen Trigern der politi-
schen Bildung die Moglichkeit gegeben, neue Wege zu erproben. Ein
Beispiel ist die Forderausschreibung ,,Demokratie im Netz 2.0 zur Stér-
kung und Weiterentwicklung digitaler Partizipation und zur Bekdmp-
fung von Extremismus und Radikalisierung im Netz.

Zudem gehort eine verldssliche Forderung der bundeszentralen Struktu-
ren der Kinder- und Jugendarbeit seit vielen Jahrzehnten zu den zentra-
len Sdulen des Kinder- und Jugendplanes des Bundes. In diesem Rah-
men erlernen junge Menschen entsprechend § 11 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch (SGB VIII) demokratische Praxis und Verantwortungs-
iibernahme, ob in Jugendverbinden, der offenen Kinder- und
Jugendarbeit oder der politischen Kinder- und Jugendbildung. Die Stér-
kung von Demokratie und Abwehr von Radikalisierung stellt dabei
einen thematischen Schwerpunkt dar. Der Bund fordert zudem die Bun-
deskongresse fiir Kinder- und Jugendarbeit. Gleichwohl bleibt eine
Unterstiitzung der Kinder- und Jugendarbeit in der lokalen Angebots-
landschaft elementar.



Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode —41 - Drucksache 21/1948

65. Abgeordnete Wie lautet der Zeitplan fiir die Einfiihrung der im
Misbah Khan Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD
(BUNDNIS 90/ angekiindigten Teilhabe-App, und welche konkre-
DIE GRUNEN) ten Schritte zur Umsetzung wurden bislang unter-

nommen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Brand
vom 1. Oktober 2025

Nach dem Koalitionsvertrag sollen besondere schulische Angebote so-
wie Sport-, Musik-, Kultur- und sonstige Freizeitangebote durch eine
,Teilhabe-App* leichter zuginglich werden. Wie eine solche Anwen-
dung konkret umgesetzt und dadurch die Inanspruchnahme von Leistun-
gen zur Teilhabe vereinfacht werden konnte, ist derzeit in Abstimmung.

66. Abgeordnete Welche konkreten MaBnahmen plant die Bundes-
Misbah Khan ministerin fiir Familie, Senioren, Frauen und Ju-
(BUNDNIS 90/ gend zur Bekdmpfung von Kinderarmut im lau-

DIE GRUNEN) fenden Jahr und im kommenden Jahr, und gibt es
dabei konkrete Zielvorgaben zur Reduktion von
Kinderarmut sowie festgelegte Fristen zur Errei-
chung dieser Ziele?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Brand
vom 1. Oktober 2025

Der Bundesregierung ist es ein besonders wichtiges Anliegen, Familien-
armut und ihre Folgen zu verringern. Dafiir sind verschiedene MafBnah-
men erforderlich. Fiir das Armutsrisiko von Kindern ist die Erwerbsbe-
teiligung der Eltern zentral. Diese ist der nachhaltigste Schutz vor
Kinderarmut.

Der Kinderzuschlag ist eine Leistung fiir Familien mit kleinen und mitt-
leren Einkommen, in denen die Eltern erwerbstitig sind und genug Ein-
kommen erzielen, um fiir sich selbst zu sorgen, aber das Einkommen
nicht ausreicht, um den Bedarf der gesamten Familie zu decken. Im Au-
gust 2025 wurden mit dem Kinderzuschlag knapp 1,4 Millionen Kinder
in rund 573.000 Familien erreicht. Die Potenziale der Digitalisierung
sollen, wo mdglich, dabei helfen, die Prozesse zu verschlanken. Der
Kinderzuschlag soll Ende-zu-Ende digitalisiert werden und zu diesem
Zweck sollen Regelungen zur Dateniibermittlung und Datennutzung ge-
schaffen werden.

Auch mit dem Nationalen Aktionsplan ,,Neue Chancen fiir Kinder in
Deutschland* soll ein Aufwachsen in Armut und Armutsgefahrdung
reduziert werden. Die Bundesregierung wird sich dem Thema weiterhin
annehmen und sich auf die Schnittstellen zwischen Rechtskreisen kon-
zentrieren. Mit dem Fokus auf chancengerechtes Aufwachsen riicken da-
bei jene Kinder ins Blickfeld, die besonders auf ineinandergreifende
Unterstiitzungsangebote angewiesen sind.
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67. Abgeordnete Wie viele Kinder leben nach Kenntnis des Bun-
Misbah Khan desministeriums fiir Bildung, Familie, Senioren,
(BUNDNIS 90/ Frauen und Jugend aktuell in Deutschland in Ar-
DIE GRUNEN) mut, und welche Definition von Armut wird dabei

zugrunde gelegt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Brand
vom 1. Oktober 2025

Armut ist ein gesellschaftliches Phdnomen mit vielen Facetten. Sie ist
im Wesentlichen ein Mangel an Mitteln und Moglichkeiten das Leben zu
gestalten. Als komplexes Phidnomen entzieht sie sich einer einfachen
und eindeutigen Messung. Das gilt auch fiir die Armut von Kindern.

Ein weit verbreitetes Konzept ist die Berechnung der sogenannten Ar-
mutsrisikoquote. Sie ist eine statistische MaBgrofe fiir die Einkommens-
verteilung und liefert keine Information iber individuelle Bediirftigkeit.
Da die Armutsrisikoquote auf dem dquivalenzgewichteten Einkommen
des gesamten Haushalts basiert, hingen die Werte fiir im Haushalt le-
bende Kinder maBgeblich vom Einkommen der Eltern ab. Ihre Hohe
héngt u. a. von der zugrundeliegenden Datenbasis, der Bezugsgrofie
(50 Prozent, 60 Prozent oder 70 Prozent des mittleren Einkommens) und
der Gewichtung der Haushaltsmitglieder bei der Bestimmung des Netto-
dquivalenzeinkommens ab. Einer Konvention folgend werden 60 Pro-
zent des mittleren mit der neuen OECD-Skala gewichteten Einkommens
verwendet.

Der Indikator ist insbesondere fiir Teilpopulationen sehr volatil und kann
je nach Datenquelle unterschiedlich ausfallen. Aktuelle Daten liegen fiir
das Einkommensjahr 2023 vor. Laut EU-SILC lag die Armutsrisikoquo-
te von unter 18-Jahrigen im Jahr 2023 in Deutschland bei 15,2 Prozent.
Demzufolge leben etwa 2,25 Millionen Kinder und Jugendliche in
Deutschland in armutsgefahrdeten Haushalten.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Arbeit
und Soziales

68. Abgeordneter Ist der Vorschlag des CDU-Generalsekretirs
Peter Bohnhof Carsten Linnemann, angesichts des systemati-
(AfD) schen Sozialleistungsmissbrauchs durch Migran-

ten, auf EU-Ebene den Arbeitnehmerbegriff neu
zu definieren bereits auch innerhalb der Bundes-
regierung abgestimmt worden und wenn ja, wie
soll der Vorschlag konkret umgesetzt werden (vgl.
www.bild.de/politik/inland/berlin-cdu-fordert-ma
ssnahmen-gegen-sozialbetrug-68cd78625d604c6d
7adac079)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 29. September 2025

Die Bundesregierung befindet sich zu allen Vorhaben des Koalitionsver-
trages fiir die 21. Legislaturperiode fortlaufend in engem Austausch. Im
Koalitionsvertrag ist vereinbart, die Anreize, in die Sozialsysteme einzu-
wandern, deutlich zu reduzieren, sowie grol3 angelegten Sozialleistungs-
missbrauch zu beenden (s. Zeilen 522 ff.). AuBerdem soll ein vollstdndi-
ger Datenaustausch zwischen Sozial-, Finanz- und Sicherheitsbehdrden
ermoglicht, sowie die Finanzkontrolle Schwarzarbeit weiter gestirkt
werden. Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales priift in seinem
Zustandigkeitsbereich derzeit Handlungsoptionen zur Umsetzung des
Auftrags aus dem Koalitionsvertrag, der sich an mehrere fachlich betrof-
fene Bundesministerien richtet. In die Verantwortung des Bundesminis-
teriums der Finanzen fillt z. B. die Stirkung der Finanzkontrolle
Schwarzarbeit. Das Bundesministerium des Innern arbeitet als das fiir
das Aufenthaltsrecht zustindige Ressort an der weiteren Digitalisierung
der Migrationsverwaltung, um den Datenaustausch zwischen den Behor-
den zu verbessern.

69. Abgeordneter Wie viele Personen wurden fiir die Anschaffung
Reinhard Mixl von Kraftfahrzeugen und den Erwerb von Fiihrer-
(AfD) scheinen in den Jahren 2022 bis 2024 von den je-

weiligen Jobcentern iiber das Vermittlungsbudget
(§ 16 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch i. V. m. § 44 des Dritten
Buches Sozialgesetzbuch) gefordert, und in wel-
cher Hohe wurde gefordert, aufgeteilt nach Biir-
gergeldbezichern mit deutscher Staatsbiirgerschaft
und ohne deutsche Staatsbiirgerschaft?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 2. Oktober 2025

Der Bundesregierung liegen keine Kenntnisse im Sinne der Fragestel-
lung vor, da eine Differenzierung iiber die im Rahmen des Vermittlungs-
budgets geforderten Inhalte in den Statistiken nicht vorgenommen wer-

den kann.

70. Abgeordnete Bestehen fiir den Bund oder das Bundesministe-
Sylvia Rietenberg  rium fiir Arbeit und Soziales Moglichkeiten da-
(BUNDNIS 90/ rauf hinzuwirken, dass in den Bundeslindern die

DIE GRUNEN) Anwendung der Hilfen nach §§ 67 ff. des Zwolf-
ten Buches Sozialgesetzbuch (Hilfen fiir besonde-
re Lebenslagen) stirker auch zur Uberwindung
von Wohnungslosigkeit genutzt wird, und wenn
ja, welche, und plant die Bundesregierung die
Bundesliander dabei zu unterstiitzen, und wenn ja,
wie?



Drucksache 21/1948 —44 — Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 30. September 2025

Aufgrund der abschlieBenden Zustindigkeit der Lander fiir die Ausfiih-
rung des Achten Kapitels des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch
(SGB XII) kann der Bund und damit auch das Bundesministerium fiir
Arbeit und Soziales (BMAS) keine Vorgaben hinsichtlich der spezifi-
schen Umsetzung der Hilfen nach den §§ 67 ff. SGB XII machen. Die
Hilfen sind normativ sehr weit ausgestaltet, so dass eine Vielzahl mog-
licher Maflnahmen genutzt werden kann, um von Wohnungslosigkeit be-
drohten Menschen zu helfen. Gleichwohl hat sich das BMAS im Rah-
men des Nationalen Aktionsplanes gegen Wohnungslosigkeit das Ziel
gesetzt, nach Mdglichkeit in enger Zusammenarbeit mit Landern und
Kommunen die moglicherweise bestehenden Hindernisse und Hiirden,
die einer Anwendung der ,,§§ 67er-Hilfen* entgegenstehen kénnten, zu
eruieren. Hierzu wurde beispielsweise seitens des BMAS angeregt, eine
Unterarbeitsgruppe zu diesem Thema im Nationalen Aktionsplan gegen
Wohnungslosigkeit zu bilden. Dariiber hinaus unterstiitzt das BMAS
auch weiterhin die Arbeit des Deutschen Vereins, der jéhrlich Fachkon-
gresse zu den ,,§§ 67er-Hilfen™ veranstaltet, und leistet damit ebenfalls
mittelbar einen Beitrag zur Umsetzung dieser Hilfen zur Uberwindung
von Wohnungslosigkeit.

71. Abgeordnete Welche Daten zur Inanspruchnahme der Hilfen
Sylvia Rietenberg nach §§ 67 ff. des Zwolften Buches Sozialgesetz-
(BUNDNIS 90/ buch bei Wohnungsnotfillen liegen der Bundes-
DIE GRUNEN) regierung vor, und sind der Bundesregierung Hiir-

den der rechtskonformen Anwendung dieser nied-
rigschwelligen Hilfen bekannt, und wenn ja,
welche?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 30. September 2025

Dem Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (BMAS) liegen keine
Daten zur Inanspruchnahme der Hilfen nach §§ 67 ff. des Zwolften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB XII) bei Wohnungsnotfillen vor. Die Sozi-
alhilfestatistik weist die Zahl der Empfangerinnen und Empféanger aller
Hilfen zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten als Sum-
me aus und unterscheidet nicht nach einzelnen Kategorien der Hilfen,
wie beispielsweise Wohnungsnothilfen. Auch wenn die Regelungen der
§§ 67 ff. SGB XII grundsétzlich dazu geeignet sind, bei Wohnungsnot-
fallen niedrigschwellig Hilfe zu leisten, so ist dem BMAS bekannt, dass
es in der Praxis mitunter auch zu Problemen kommen kann. So wurde
dem BMAS mitgeteilt, dass beispielsweise die Antrdge von den Betrof-
fenen als zu komplex empfunden oder die Bearbeitungszeiten als zu
lang kritisiert wiirden. Zur Beseitigung derartiger Anwendungsprobleme
sollen die vom BMAS angeregten Arbeitsgruppen und Konferenzen
einen Beitrag leisten. Es wird auf die Antwort zu Frage 70 verwiesen.
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Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Digitales
und Staatsmodernisierung

72. Abgeordneter Welche konkreten Vorhaben zum Biirokratieabbau
Dr. Moritz wurden von den Ressorts bis zum 15. September
Heuberger 2025 in Reaktion auf das Schreiben von Bundes-
(BUNDNIS 90/ minister fiir Digitalisierung und Staatsmodernisie-

DIE GRUNEN) rung Dr. Karsten Wildberger zuriickgemeldet?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Philipp Amthor
vom 30. September 2025

Das Bundesministerium fiir Digitales und Staatsmodernisierung hat eine
Reihe von Riickmeldungen von anderen Ressorts der Bundesregierung
erhalten. Die Priifung derselben dauert derzeit noch an. Es handelt sich
dabei um einen laufenden Vorgang, der den Kernbereich exekutiver Ei-
genverantwortung unterfallt.

73. Abgeordneter Wie ist der aktuelle Umsetzungsstand des H2KI-
Dr. Moritz Projekts, und welche konkreten Schritte sind vor-
Heuberger gesehen, das Projekt wie geplant noch im laufen-
(BUNDNIS 90/ den Jahr abzuschliefen?

DIE GRUNEN)

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars
Thomas Jarzombek
vom 2. Oktober 2025

Das BMDS hat im Rahmen eines Vergabeverfahrens die Bereitstellung
einer KI-Losung zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren beauftragt. Alle im Verlauf des Vergabeverfahrens be-
auftragten KI-Entwicklungen werden plan-méfig abgeschlossen. Die
Zusammenfithrung einer auf Landerebene bestehenden Antrags- und
Genehmigungsstrecke mit der KI-Losung des BMDS ist abgestimmt, so-
dass nach derzeitigem Stand das Projekt in diesem Jahr zum Abschluss
gebracht wird.
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74. Abgeordnete In welchem zahlenmifBigen Verhiltnis plant die
Sonja Lemke Bundesregierung, die bis zu 900 Vertreterinnen
(Die Linke) und Vertreter aus Politik, Wirtschaft, Wissen-

schaft und Zivilgesellschaft zu ihrem Europa-
ischer Gipfel zur digitalen Souverénitit 2025 am
18. November 2025 (https://bmds.bund.de/aktuell
es/pressemitteilungen/detail/europaeischer-gipfel-
zur-digitalen-souveraenitaet-2025) einzuladen
(bitte konkret fiir jede der Kategorien und ggf. fiir
Unterkategorien benennen) bzw. — wenn es ein of-
fenes Anmeldeverfahren gibt — zuzulassen, und
welche konkreten Mafinahmen plant die Bundes-
regierung, um allen vier Gruppen vor Ort auf der
Veranstaltung dieselbe Sichtbarkeit und Relevanz
zu ermoglichen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars
Thomas Jarzombek
vom 2. Oktober 2025

Die Einladungen zum ,European Summit on Digital Sovereignty* erfol-
gen in enger Abstimmung mit der franzdsischen Regierung, wobei wir
gemeinsam das Ziel verfolgen, ein européisches Publikum nach Berlin
zum Gipfel einzuladen. Aufgrund des europdischen Teilnehmerkreises
und der begrenzten Kapazititen ist kein offenes Anmeldeverfahren vor-
gesehen. Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft sollen
entsprechend bei den aktuell in der Planung befindlichen Programmbes-
tandteilen beriicksichtigt werden, um das Thema europdische digitale
Souverinitit in all seinen Facetten abzubilden.

75. Abgeordnete Welche konkreten Ziele wurden bislang von der
Rebecca Lenhard ~ Bundesregierung im Zusammenhang mit der An-
(BUNDNIS 90/ kiindigung im Koalitionsvertrag zwischen CDU,

DIE GRUNEN) CSU und SPD, dass die Bundesregierung ,,ambi-
tionierte Ziele fiir Open Source™ definieren wird
(S. 67), formuliert, und anhand welcher Indikato-
ren und Messgroflen soll die Erreichung dieser
Ziele gemessen werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Thomas Jarzombek
vom 1. Oktober 2025

Die Bundesregierung setzt im Bereich Open Source auf die Umsetzung
konkreter MaBBnahmen, um wie im Koalitionsvertrag festgehalten ,,Open
Source mit den privaten und offentlichen Akteuren im europdischen
Okosystem gezielt voran[zutreiben]”. Dazu zihlen insbesondere die
Sovereign Tech Agency zur Absicherung und Weiterentwicklung digita-
ler Basistechnologien und das Zentrum fiir Digitale Souverinitit der Of-
fentlichen Verwaltung (ZenDiS), welches als Bindeglied zwischen der
Offentlichen Verwaltung und der Open-Source-Community fungieren
und den Einsatz von Open-Source-Alternativen in allen foderalen
Ebenen vorantreiben soll. Auf europdischer Ebene hat die Bundesregie-
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rung mit Frankreich, den Niederlanden und Italien den Antrag fiir die
Griindung eines European Digital Infrastructure Consortium (EDIC) im
Bereich digitaler Gemeinschaftsgiiter (Digital Commons) bei der Euro-
pdischen Kommission eingereicht.

76. Abgeordnete Inwieweit werden zivilgesellschaftliche Organisa-
Rebecca Lenhard  tionen und die Digitale Zivilgesellschaft beim an-
(BUNDNIS 90/ gekiindigten ,,Europdischen Gipfel zur digitalen
DIE GRUNEN) Souverédnitdt 2025“ konkret mit einbezogen, und

welche Beteiligungsformate fiir ihre Vertreterin-
nen und Vertreter sind jeweils vor, wiahrend und
nach dem Gipfel vorgesehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Thomas Jarzombek
vom 2. Oktober 2025

Die Programmplanung fiir den ,European Summit on Digital Sovereign-
ty® ist noch nicht abgeschlossen. Bei der Programmplanung besteht das
Ziel, Vertreter der Zivilgesellschaft in die Diskussion auf dem Summit

einzubeziehen.

77. Abgeordnete Waurden bei den Beratungen des damaligen Bun-
Dr. Anna desministeriums fiir Digitales und Verkehr
Liihrmann (BMDV) zur Verordnung (EU) 2024/900 des
(BUNDNIS 90/ Europédischen Parlaments und des Rates vom
DIE GRUNEN) 13. Mirz 2024 iiber die Transparenz und das Tar-

geting politischer Werbung (TTPA-VO) die Aus-
wirkungen auf kleine politische Akteure (z. B.
Ortsvereine) und wirtschaftliche Akteure (z. B.
Werbetreibende und Medien) dokumentiert sowie
in die Entscheidungsfindung einbezogen, und
falls nicht, welche MafBlnahmen wurden getroffen,
um Dokumentations- und Transparenzpflichten
verhdltnismifBig zu gestalten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars
Thomas Jarzombek
vom 2. Oktober 2025

Die EU-Kommission hat die Belange von Kleinstunternechmen sowie
von kleinen und mittleren Unternehmen in der Begriindung fiir den Vor-
schlag flir eine Verordnung iiber die Transparenz und das Targeting poli-
tischer Werbung beriicksichtigt. Im Verlauf der Verhandlungen hat die
Bundesregierung die Beriicksichtigung dieser Belange unterstiitzt. In der
Verordnung (EU) 2024/900 finden Belange von Kleinstunternehmen und
kleinen und mittleren Unternehmen an diversen Stellen besondere Be-
riicksichtigung (z. B. in Artikel 9 Absatz 5, Artikel 11 Absatz 5, Arti-
kel 12 Absatz 5 und 7, Artikel 14 Absatz 1, Artikel 15 Absatz 6 und 7,
Artikel 16 Absatz 3 bis 5 sowie bei der Evaluierung der Verordnung in
Artikel 27 Buchstabe f). Dokumentations- und Transparenzpflichten
treffen die in der Verordnung genannten ,,Sponsoren” oder ,,Anbieter
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politischer Werbedienstleistungen®. Die Eigenschaft als politischer Ak-
teur ist vielmehr fiir die Einordnung einer Botschaft als politische Wer-
bung von Belang.

78. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, dass beim Glas-
Julia-Christina faserausbau, der aktuell bundesweit vorangetrie-
Stange ben wird, sich Falle von Missbrauch und Lohnbe-
(Die Linke) trug wie aktuell in Rheinland-Pfalz (www.swr.de/

swraktuell/rheinland-pfalz/koblenz/glasfaser-arbei
ter-ohne-lohn-und-wohnung-kritik-an-baufirma-k
oeln-100.html) haufen, die leider kein Einzelfall
sind (www.faire-mobilitact.de/fachinformationen/
berichte-und-erfolge/glasfaserausbau-prekaere-be
dingungen-und-lohnbetrug/), und welche MaB-
nahmen plant die Bundesregierung, um Beschif-
tigten in der Branche besser zu schiitzen, etwa die
Zahl der Unterauftrige zu begrenzen und das Ver-
legen von Glasfaserkabeln rechtlich als Tatigkeit
im Tiefbau zu definieren, damit involvierte Fir-
men an Tarifvertrige gebunden sind, und falls
nein, warum nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars
Thomas Jarzombek
vom 2. Oktober 2025

Der Glasfaserausbau wird derzeit mit hoher Dynamik vorangetrieben.
Die Bundesregierung beobachtet die Einhaltung des geltenden Arbeits-
und Sozialrechts in der Baubranche — insbesondere auch im Breitband-
ausbau — aufmerksam.

Bei Glasfaserkabelverlegung handelt es sich regelméfBig um Tiefbau-
arbeiten und damit um Téatigkeiten im Baugewerbe. Entsprechend wer-
den die Arbeiten von der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) der Zoll-
verwaltung und der SOKA-BAU als Bautitigkeiten eingeordnet und
VerstoBBe verfolgt. Zur Durchsetzung des Arbeits- und Sozialrechts in
der Baubranche existieren Instrumente zur Sanktion und Kontrolle:
Nach § 1b des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes (AUG) ist die Arbeit-
nehmeriiberlassung in Betriebe des Baugewerbes fiir Arbeiten, die {ib-
licherweise von Arbeiterinnen und Arbeitern verrichtet werden, ver-
boten. Betriebe der Baubranche sind Kontroll- und Sanktionsmechanis-
men unterworfen: Priif- und Kontrollbefugnisse nach dem Schwarzar-
beitsbekdmpfungsgesetz (SchwarzArbG) auch in Verbindung mit dem
Mindestlohngesetz und den Bestimmungen zu verbindlichen Arbeitsbe-
dingungen nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG), die Gene-
ralunternehmerhaftung auf den Gesamtsozialversicherungsbeitrag (§ 28e
Absatz 3a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch — SGB 1V) sowie erwei-
terte sozialversicherungsrechtliche Melde- und Aufzeichnungspflichten
(§ 28a Absatz 4, § 28f Absatz 1a SGB IV) sind einschligig.

Die Bundesregierung arbeitet an einer steten Verbesserung der Effizienz
und Wirksamkeit der Priifungen zur Einhaltung des geltenden Arbeits-
und Sozialrechts. So zielt etwa der derzeit im parlamentarischen Verfah-
ren befindliche Gesetzentwurf zur Modernisierung und Digitalisierung


https://www.swr.de/swraktuell/rheinland-pfalz/koblenz/glasfaser-arbeiter-ohne-lohn-und-wohnung-kritik-an-baufirma-koeln-100.html
https://www.faire-mobilitaet.de/fachinformationen/berichte-und-erfolge/glasfaserausbau-prekaere-bedingungen-und-lohnbetrug/
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der Schwarzarbeitsbekdmpfung darauf ab, dass die Arbeit der FKS noch
wirksamer und effizienter wird.

Dariiber hinaus wird die grenziiberschreitende Zusammenarbeit auf
europdischer Ebene stetig vertieft und verbessert. Eine zentrale Rolle
spielt dabei die Europédische Arbeitsbehdrde (ELA), insbesondere durch
gemeinsame Kontrollen, Informationskampagnen und regelméBigen
Austausch der EU-Mitgliedstaaten in Arbeits- und Projektgruppen.

Die Bundesregierung setzt sich iiberdies dafiir ein, Arbeitsausbeutung
und Zwangsarbeit zu verhindern, zu bekdmpfen und fiir die Betroffenen
wirksamen Schutz und Unterstiitzung zu gewahrleisten.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Verkehr

79. Abgeordneter Weshalb konnen nach Auffassung der Bundes-
René Bochmann regierung fir die Bedarfsplanprojekte B 169
(AfD) Salbitz-B6, 3. Bauabschnitt, und B 181, Neu-/

Ausbau w. Leipzig, u. a. im Wahlkreis Nordsach-
sen, im Rahmen der aktuellen Finanzplanung bis
2029 keine Baufreigaben erteilt werden (www.bil
d.de/ig/71d2cdb4-734b-4870-ac6e-669aad8c294
2/index/Strassenbauprojekte Bundeslaender.pdf)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christian Hirte
vom 30. September 2025

Die kiinftige Finanzierung von Bundesfernstralenmafinahmen ist vom
Bundeshaushalt 2026 abhingig. Der Haushaltsentwurf befindet sich der-
zeit im parlamentarischen Verfahren.

80. Abgeordneter Sind nach Kenntnis der Bundesregierung fiir die
Jorg Cezanne geplante Umgehungsstrale der Bundesstralie 44
(Die Linke) in Dornheim im aktuellen Haushalt der Bundes-

regierung die erforderlichen Mittel fiir die Umset-
zung dieses Projektes eingeplant, und wenn ja,
werden die Mittel an das Land Hessen fiir die
planfestgestellten Projekte weitergeleitet?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christian Hirte
vom 1. Oktober 2025

Derzeit besteht eine vorldufige Haushaltsfithrung nach Artikel 111 Ab-
satz 1 des Grundgesetzes.

Der Haushalt 2025 wurde als Gesetz vom Parlament verabschiedet, be-
darf aber noch der Ausfertigung durch den Bundesprisidenten und der
Verkiindigung im Bundesgesetzblatt. Die erforderlichen Mittel fiir die


https://www.bild.de/ig/71d2cdb4-734b-4870-ac6e-669aad8c2942/index/Strassenbauprojekte_Bundeslaender.pdf
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Umsetzung der B 44 GroB3-Gerau/Dornheim sind im Haushalt 2025 nicht

enthalten.

81. Abgeordnete Wie viele Zugpaare bietet die Deutsche Bahn heu-
Katrin Goring- te auf den Strecken Erfurt—-Gera sowie Leipzig—
Eckardt Jena—Niirnberg an, und wie viele Zugpaare plant
(BUNDNIS 90/ sie, nach derzeitigem Planungsstand und Kenntnis

DIE GRUNEN) der Bundesregierung, ab dem Fahrplanwechsel
auf diesen Strecken anzubieten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 2. Oktober 2025

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) sind aktuell auf der
Strecke zwischen Erfurt und Gera 3 Zugpaare im Fernverkehr unter-
wegs, dieses Angebot bleibt auch nach dem Fahrplanwechsel bestehen.
Zwischen Leipzig und Niirnberg iiber Jena werden aktuell fiinf Fahrten
pro Tag angeboten. Auf dieser Strecke wurde das IC-Angebot zu
schwach nachgefragt. Die Kunden nutzen oft den dhnlich schnellen, aber
giinstigeren Nahverkehr oder schnelle Umsteigeverbindungen mit dem
ICE. Daher verbleiben dort kiinftig zwei IC-Zugpaare.

82. Abgeordneter Welche Kosten entstiinden der DB InfraGO AG
Stefan Henze durch die laut Medienberichten geplante vorzeiti-
(AfD) ge  Entlassung des  Vorstandsvorsitzenden

Dr. Philipp Nagl, dessen Vertrag im Jahr 2024 bis
zum 30. September 2029 verldngert wurde, und
wie setzen sich diese Kosten (z. B. Abfindung,
Pensionsanspriiche) zusammen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 26. September 2025

Dr. Philipp Nagl bleibt Vorstandsvorsitzender der DB InfraGO AG.

83. Abgeordneter Welche durchschnittliche prozentuale Steigerung
Maximilian Kneller der Bauzeit und welche durchschnittliche prozen-
(AfD) tuale Steigerung der Kosten ergaben sich in den

vergangenen fiinf Jahren bei Baustellen der Deut-
schen Bahn AG, einschlieSlich Neubau-, Sanie-
rungs-, und Reparaturarbeiten, im Vergleich zu
den urspriinglich angenommenen Bauzeiten und
Kosten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 26. September 2025

Die erbetenen Informationen kdnnen aufgrund der erfragten Detailtiefe
und des abgefragten Zeitraums von mehreren Jahren nicht in der fiir eine
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Schriftliche Frage im parlamentarischen Fragewesen zur Verfiigung ste-
henden Zeit ermittelt werden.

84. Abgeordnete Wie stellt das Bundesverkehrsministerium sicher,
Ina Latendorf dass die A14 wie geplant und ohne Verzogerung
(Die Linke) fortgesetzt werden kann und mit welchen Kosten-

steigerungen wird bis zum Bauende gerechnet
(vgl. www.nordkurier.de/regional/mecklenburg-v
orpommern/drohender-baustopp-an-jahrhundertpr
ojekt-wie-lange-muessen-sie-noch-warten-388
1995)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christian Hirte
vom 1. Oktober 2025

Die Finanzierung von BundesfernstraBenmafinahmen ist von den Vor-
gaben des Bundeshaushalts 2026 abhingig. Am 30. Juli 2025 hat das
Bundeskabinett den Regierungsentwurf zum Haushalt 2026 und die Fi-
nanzplanung bis 2029 beschlossen. Seitdem befindet sich der Haushalts-
entwurf im parlamentarischen Verfahren.

Nach aktueller Kostenaufstellung betrdgt der voraussichtliche Gesamt-
mittelbedarf fiir den 4-streifigen Ausbau der A 14, Karstadt—Dahlen-
warsleben rund 2,3 Mrd. EUR. Bei erheblichen Anderungen in Planung
oder Bauausfiihrung werden die Mafinahmenkosten entsprechend fortge-

schrieben.

85. Abgeordneter Wann ist vor dem Hintergrund, dass die ,,Orts-
René Springer umgehungen an den BundesstraBBen B 96, B 102,
(AfD) B 112, B 158, B 167 auf Basis der aktuellen Fi-

nanzplanung des Bundes keine Baufreigaben er-
halten [konnten]*, wie aus einer Anfrage des rbb
an das Ministerium fiir Infrastruktur und Landes-
planung des Landes Brandenburg hervorging
(www.rbb24.de/politik/beitrag/2025/09/verkehrs
ministerium-ausbauprojekte-gefahr-kuerzungen-b
und-brandenburg.html), nach Kenntnis der Bun-
desregierung mit einem Baustart der Ortsumge-
hung Ahrensfelde (B 158) zu rechnen oder plant
die Bundesregierung das seit Jahrzehnten in der
Planung befindliche Projekt komplett einzustel-
len, und wenn ja, welche BaumafBnahmen sind als
Ersatz fiir die Ortsumgehung Ahrensfelde ge-
plant?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Christian Hirte
vom 29. September 2025

Die Ortsumfahrung (OU) Ahrensfelde ist vom Gesetzgeber mit gelten-
dem Bedarfsplan fiir die BundesfernstraBen als vordringliche
MaBnahme bestimmt. Den damit verbundenen Planungsauftrag gilt es
umzusetzen. Insofern ist die zustdndige Stralenbauverwaltung des


https://www.nordkurier.de/regional/mecklenburg-vorpommern/drohender-baustopp-an-jahrhundertprojekt-wie-lange-muessen-sie-noch-warten-3881995
https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2025/09/verkehrsministerium-ausbauprojekte-gefahr-kuerzungen-bund-brandenburg.html
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Landes Brandenburg gefordert, zunichst die Arbeiten zur Aktualisierung
der Planfeststellungsunterlagen zu finalisieren. Auf dieser Grundlage
kann das ruhend gestellte Planfeststellungsverfahren mit dem Ziel,
rechtskréftiges Baurecht zu erlangen, fortgefiihrt werden.

Erst anschlieend kann der Bund iiber einen Baubeginn der OU Ahrens-
felde entscheiden.

86. Abgeordnete Welche aktualisierten Barwerte aller Nutzen- und
Dr. Julia Verlinden Kostenangaben der Tabellen unter ,,1.7 Nutzen-
(BUNDNIS 90/ Kosten-Analyse (Modul A)“ fiir das Bundesver-
DIE GRUNEN) kehrswegeprojekt A 39 AS Liineburg-N (B 216)-

AS Weyhausen (B 188) (www.bvwp-projekte.de/s
trasse/A39-G10-NI/A39-G10-NILhtml) liegen der
Berechnung des von der Bundesregierung in der
Antwort auf meine Schriftliche Frage 8/484 ange-
gebene Kosten-Nutzen-Verhéltnis von 5,3 zugrun-

de?
87. Abgeordnete Welche Werte fiir die Verdnderung der Fahrzeu-
Dr. Julia Verlinden geinsatzzeiten im PV (Personenverkehr) und GV
(BUNDNIS 90/ (Giiterverkehr) (siehe Tabelle unter ,,1.6 Zentrale

DIE GRUNEN) verkehrliche/physikalische Wirkungen®) fiir das
Bundesverkehrswegeprojekt A 39 AS Liineburg-
N (B 216)-AS Weyhausen (B 188) (www.bvwp-p
rojekte.de/strasse/A39-G10-NI/A39-G10-N
[.html) liegen der Berechnung des von der Bun-
desregierung in der Antwort auf meine Schrift-
liche Frage 8/484 angegebene Kosten-Nutzen-
Verhiltnis von 5,3 zugrunde?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christian Hirte
vom 2. Oktober 2025

Die Fragen 86 und 87 werden aufgrund ihres sachlichen Zusammen-
hangs gemeinsam beantwortet.

Die gemilBl des MaBgabebeschlusses 20/6037 des fiir Haushalt zusténdi-
gen Ausschusses des Deutschen Bundestages durchzufithrende Aktuali-
sierung der Nutzen-Kosten-Berechnungen — u. a. fiir die A 39 mit im
Bezugsjahr 2024 ermitteltem NKV — konnten fiir die Bundesstra3envor-
haben bisher noch nicht finalisiert werden. Es ist vorgesehen, die Ergeb-
nisse gebiindelt zu verdffentlichen. Nach derzeitigem Stand soll dies
noch im Jahr 2025 erfolgen.

88. Abgeordnete Welcher Anteil der, Medienberichten zu Folge
Dr. Julia Verlinden (www.tagesspiegel.de/wirtschaft/mobilitaet/noch-
(BUNDNIS 90/ hohere-preise-und-ausgedunnte-fahrplane-wie-di

DIE GRUNEN) e-deutsche-bahn-den-fernverkehr-kurzen-will-143
17172 .html) durch den kommenden Fahrplan-
wechsel eingestellten Zugkilometer im Fernver-
kehr entfallt, nach derzeitigem Planungsstand und
Kenntnis der Bundesregierung, auf die ostdeut-
schen Bundeslidnder?


https://www.bvwp-projekte.de/strasse/A39-G10-NI/A39-G10-NI.html
https://www.bvwp-projekte.de/strasse/A39-G10-NI/A39-G10-NI.html
https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/mobilitaet/noch-hohere-preise-und-ausgedunnte-fahrplane-wie-die-deutsche-bahn-den-fernverkehr-kurzen-will-14317172.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 2. Oktober 2025

Die Verdnderungen im Fahrplan erfolgen nach Angaben der Deutsche
Bahn AG mit Blick auf das gesamte Angebot und die bestmdgliche Ver-
sorgung der Reisenden in allen Regionen. Entsprechende Zahlen zu ein-
gestellten Zugkilometern liegen daher nicht vor.

Eine Ubersicht iiber die gesamten Anpassungen finden sich in nachfol-
gender Pressemeldung:

www.deutschebahn.com/de/presse/pressestart_zentrales uebersicht/Fahr
plan-2026-Halbstundentakt-jetzt-fuer-21-Staedte-13563846#.

Die Verdnderungen in den ostdeutschen Léndern durch den Fahrplan-
wechsel kdnnen den nachfolgenden Pressemitteilungen entnommen wer-
den.

www.deutschebahn.com/de/presse/presse-regional/pr-berlin-de/aktuell/p
resseinformationen/Fahrplan-2026-alle-Neuerungen-fuer-Berlin-Brande
nburg-und-Mecklenburg-Vorpommern-im-Ueberblick-13565034+#.

www.deutschebahn.com/de/presse/presse-regional/pr-leipzig-de/aktuell/
presseinformationen/Fahrplan-2026-alle-Neuerungen-fuer-Sachsen-Sach
sen-Anhalt-und-Thueringen-im-Ueberblick-13564810#.

89. Abgeordnete Welche konkreten BaumaBnahmen und Sanie-
Tina Winklmann  rungsabschnitte sind in den nichsten fiinf Jahren
(BUNDNIS 90/ auf den Strecken Schwandorf-~Weiden, Schwan-
DIE GRUNEN) dorf-Regensburg, Schwandorf-Niirnberg und

Schwandorf-Furth im Wald seitens der Deutschen
Bahn AG bzw. der DB InfraGO AG zu erwarten,
und gibt es bereits verbindliche Sperrzeiten bzw.
Ersatzverkehrsregelungen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 26. September 2025

Nach Angaben der Deutschen Bahn AG (DB AG) sind fiir die genannten
Strecken in den kommenden fiinf Jahren derzeit folgende MaBnahmen
geplant:

Geplante Bestandserneuerungen auf der Strecke von Regensburg iiber
Schwandorf bis Weiden:

* Erneuerung von 2 Weichen und 5 Durchlédssen (Entwésserungssyste-
me unterhalb der Gleise)

* Gleiserneuerung auf insgesamt 53 Kilometern

» 6 Felssanierungen

* Verlegung von 30 Kilometern Telekommunikationskabel
* Erneuerung von 8 Bahniibergéngen

* Erneuerung von 1 Stellwerk sowie 2 Verkehrsstationen


https://www.deutschebahn.com/de/presse/pressestart_zentrales_uebersicht/Fahrplan-2026-Halbstundentakt-jetzt-fuer-21-Staedte-13563846%23
https://www.deutschebahn.com/de/presse/presse-regional/pr-berlin-de/aktuell/presseinformationen/Fahrplan-2026-alle-Neuerungen-fuer-Berlin-Brandenburg-und-Mecklenburg-Vorpommern-im-Ueberblick-13565034%23
https://www.deutschebahn.com/de/presse/presse-regional/pr-leipzig-de/aktuell/presseinformationen/Fahrplan-2026-alle-Neuerungen-fuer-Sachsen-Sachsen-Anhalt-und-Thueringen-im-Ueberblick-13564810%23
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Geplante Bestandserneuerungen auf Strecke von Schwandorf nach Furth
im Wald:

* Erneuerung von 6 Weichen und 7 Durchlidssen
* 1 Bahniibergang

* Gleiserneuerung auf 36 Kilometern

» 3 Felssicherungen

Geplante Bestandserneuerungen Strecke von Schwandorf nach Niirnberg
(wird alternativ liber zwei Routen gefiihrt — eine Abzweigung Hohe
Pommelsbrunn ermoglicht eine Zufiihrung der Ziige nach Niirnberg
auch tiber Lauf an der Pegnitz)

» Errichtung von 3 neuen Stellwerken

* Erneuerung von 5 Durchldssen und 6 Weichen

* 2 Bahniibergénge

* Gleiserneuerung auf 32 Kilometern

» Sanierung bzw. Neubau von 2 Eisenbahnbriicken

Nach Angabe der DB AG laufen Sperrzeitanmeldungen geméil3 Regel-
prozess und befinden sich in Abstimmung mit dem Baubetrieb. Verbind-
liche Sperrzeiten gibt es nur fiir Malnahmen in den nichsten beiden Jah-
ren. Folgende Ersatzverkehrsregelungen wurden getroffen:

* Regensburg—Schwandorf: Zugausfille mit Schienenersatzverkehr
(SEV) per Bus

* Schwandorf-Weiden: Zugausfille mit SEV per Bus
* Schwandorf—Furth im Wald: Zugausfille mit SEV per Bus
* Niirnberg—Amberg—Irrenlohe: Zugausfille mit SEV per Bus

90. Abgeordneter Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass bereits
Jorg Zirwes getitigte Planungen und Planfeststellungsbe-
(AfD) schliisse zum Liickenschluss der Al nicht ihre

Giltigkeit verlieren, und ergreift die Bundesregie-
rung MaBnahmen, um das Verfahren zu beschleu-
nigen, und wenn ja, welche?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Christian Hirte
vom 1. Oktober 2025

Der Al-Liickenschluss ist ein bedeutendes Infrastrukturprojekt im vor-
dringlichen Bedarf des Bundesverkehrswegeplans. Fiir den Abschnitt
der A 1 zwischen Kelberg und Adenau wurde der Planfeststellungsbe-
schluss von der zustidndigen Planfeststellungsbehorde erlassen. Gegen
den Beschluss liegt noch eine Klage beim Bundesverwaltungsgericht
vor, die miindliche Verhandlung fiir die Klage wird voraussichtlich am
5. November 2025 in Leipzig stattfinden. Es ist zunéchst Ziel, vollzieh-
bares Baurecht fiir die Mafinahme zu erhalten.
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Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Umwelt,
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit

91. Abgeordnete Warum sind fiir die Umsetzung der MaBnahmen
Lisa Badum aus dem EU-Klima-Sozialfonds (KSF) im Haus-
(BUNDNIS 90/ haltsentwurf 2026 weder Einnahmen noch fiir die
DIE GRUNEN) Ko-Finanzierung notwendige Eigenanteile vorge-

sehen, und bedeutet dies, dass die Mittel im Jahr
2026 nicht abgerufen (,,jahresscharf verausgabt™)
werden beziehungsweise, dass im Jahr 2026 keine
der im bisher unverdffentlichten Klimasozial-Plan
»gesteckten Meilensteine und Ziele™ erreicht wer-
den, die fiir einen leistungsorientierten Mittelab-
ruf aus dem Klima-Sozialfonds notwendig sind
(vgl. dazu Antwort auf die Kleine Anfrage der
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN auf Bun-
destagsdrucksache 21/1072, insbesondere zu
Frage 13)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 29. September 2025

Fiir die Deutschland zur Verfligung stehenden Mittel des Klima-Sozial-
fonds ist keine jahresscharfe Verwendung erforderlich. Der Mittelabruf
erfolgt leistungsorientiert nach Erreichen von Meilensteinen und Zielen,
die ebenfalls nicht jahrlich festgelegt werden miissen. Fiir das Jahr 2026
ist deshalb noch kein Mittelriickfluss der Européischen Kommission in
den Bundehaushalt zu erwarten. Aus diesem Grund sind auch keine Ein-
nahmen vorgesehen. Ungeachtet dessen konnen im Jahr 2026 bereits
MaBnahmen beginnen, sofern sie an bestehende Programmtitel zur Vor-
und Ko-Finanzierung ankniipfen.

92. Abgeordneter Wird sich die Bundesregierung angesichts der
Harald Ebner sich verschérfenden Sicherheitslage vor dem Hin-
(BUNDNIS 90/ tergrund vermehrter Uberfliige von Drohnen, die

DIE GRUNEN) potenziell auch mit panzerbrechender Munitionie-
rung ausgestattet werden konnen, fiir zusitzliche
bauliche HéartungsmaBBnahmen und andere schutz-
relevante Ertlichtigungen der zentralen Zwischen-
lager fiir hochradioaktive Abfille in Deutschland
einsetzen (bitte begriinden), und wenn ja, kommt
aus Sicht der Bundesregierung fiir solche MafB-
nahmen die Verwendung von fiir den Zivil- und
Bevolkerungsschutz vorgesehenen Mitteln in Be-
tracht, die unter die Bereichsausnahme fallen?
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Antwort der Parlamentarischen StaatsseKkretirin
Rita Schwarzeliihr-Sutter
vom 2. Oktober 2025

Der Schutz der Zwischenlager gegen Sabotageakte (erforderlicher
Schutz vor StérmaBnahmen oder sonstigen Einwirkungen Dritter —
SEWD) ist entsprechend den gesetzlichen Vorgaben des Fiinften Ab-
schnitts des Atomgesetztes (AtG) gewihrleistet.

Gemil § 44 AtG werden die zu unterstellenden SEWD durch die zu-
staindigen Behorden festgelegt (,,Lastannahmen®). Diese Lastannahmen
werden im Rahmen eines definierten Verfahrens regelméfig und auch
jederzeit anlassbezogen evaluiert und ggf. angepasst. Aus diesen Last-
annahmen werden Anforderungen und MaBnahmen abgeleitet, deren
Umsetzung den erforderlichen Schutz gegen SEWD sicherstellt.

Dieser kontinuierliche Prozess gewahrleistet, dass die Zwischenlager fiir
hochradioaktive Abfille und alle anderen kerntechnischen Anlagen je-
derzeit nach den Vorgaben des AtG vor SEWD geschiitzt sind.

Mittel fiir ,,Zivil- und Bevdlkerungsschutz im Rahmen der Bereich-
sausnahme nach Artikel 115 Absatz 2 GG sind ausschlieBlich solche,
welche im Einzelplan 06 veranschlagt sind. Sie stehen daher auch nur
fiir Aufgaben zur Verfiigung, welche dem Einzelplan 06 zuzuordnen

sind.

93. Abgeordneter Wie viele Anspruchsberechtigte haben bis zur
Dr. Jan-Niclas Frist am 31. August 2025 fiir den Einwegkunst-
Gesenhues stofffonds nach § 15 des Einwegkunststofffonds-

(BUNDNIS 90/ gesetzes (EWKFondsG) einen Antrag zur Regis-

DIE GRUNEN) trierung gestellt, und wie viele potentielle An-
spruchsberechtigte erwartet die Bundesregierung
insgesamt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Carsten Triger
vom 1. Oktober 2025

Bis zum 31. August 2025 gingen beim Umweltbundesamt 2.052 Antréige
auf Registrierung ein. Darunter sind auch Antrdge sogenannter Master-
anspruchsberechtigter, die die Vertretung fiir weitere Anspruchsberech-
tigte iibernechmen konnen. Diese Masteranspruchsberechtigten koénnen
nach Erhalt ihres Registrierungsbescheides innerhalb von vier Wochen
weitere Unteranspruchsberechtigte registrieren. Die Registrierung dieser
Unteranspruchsberechtigten 1duft zurzeit. Insofern steht die vollstindige
Anzahl der fiir dieses Abwicklungsjahr zu beriicksichtigenden An-
spruchsberechtigten noch nicht endgiiltig fest.

In der Gesetzesbegriindung zum Einwegkunststofffondsgesetz wird von
bis zu 6.440 Anspruchsberechtigten ausgegangen (vgl. Bundestags-
drucksache 20/5164, S. 48). Diese Anzahl wird im ersten Abwicklungs-
jahr voraussichtlich nicht erreicht. Die Moglichkeit zur Registrierung fiir
die Anspruchsberechtigten besteht natiirlich weiterhin.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir

Gesundheit

94. Abgeordnete Beabsichtigt die Bundesregierung, analog zu den
Linda Heitmann bereits vorgesehenen monatlichen Leistungen fiir
(BUNDNIS 90/ HIV-Geschédigte, auch durch den Blutskandal in

DIE GRUNEN) den 70er- und 80er-Jahren mit Hepatitis C (HCV)
infizierten Personen eine monatliche Entschidi-
gung zu zahlen, und wenn ja, in welcher Hohe,
und mit wie vielen Betroffenen rechnet die Bun-
desregierung?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Tino Sorge
vom 30. September 2025

Die Bundesregierung bekréftigt ihr wiederholt ausgedriicktes Bedauern
fiir das Schicksal der durch Blutprodukte HCV-infizierten Personen. Sie
schlieft sich weiterhin den hochstrichterlichen Urteilsspriichen an, dass
ein Anspruch der Betroffenen auf Entschiddigung gegen die Bundesrepu-
blik Deutschland nicht besteht. Eine Entschddigung der durch Blutpro-
dukte HCV-infizierten Personen war in der Vergangenheit bereits mehr-
fach Gegenstand parlamentarischer Untersuchungen und Beratungen.
Ein gesetzgeberischer Handlungsbedarf wurde und wird nicht gesehen.
Die Bundesregierung verfolgt hierzu weiterhin die aktuellen Diskus-
sionsprozesse im parlamentarischen Raum. Der Bundesregierung liegen
keine Zahlen zu der Anzahl der Betroffenen vor.

95. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, ob der durch die
Evelyn Schotz Implementierung der PPR 2.0 errechnete mittel-
(Die Linke) fristige Personalaufwuchs von mindestens 40.000

zusitzlichen Pflegekréften in deutschen Kranken-
hausern (www.dkgev.de/themen/personal-weiterb
ildung/ppr-20/) bereits stattgefunden hat, und falls
dieser Personalaufwuchs noch nicht erfolgt ist,
welche konkreten kurzfristigen Maflnahmen plant
die Bundesregierung bis zum Beginn der Konver-
genzphase der PPR 2.0 umzusetzen, um eine fli-
chendeckende Sanktionierung von Krankenhdu-
sern aufgrund von Personalengpéssen zu verhin-
dern?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Tino Sorge
vom 2. Oktober 2025

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, auf welche Art und Weise die
vom Fragesteller genannte Zahl berechnet wurde. Aktuell verpflichtet
die Pflegepersonalbemessungsverordnung die Krankenhduser, die Daten
zum Ist und Soll der Personalausstattung und des Personalbedarfes nach
den Prinzipien der PPR 2.0 zu ermitteln und an das Institut fiir das Ent-
geltsystem im Krankenhaus zu {ibermitteln. Die Daten werden quartals-
weise libermittelt. Die erste Dateniibermittlung hat Anfang des Jahres
2025 fiir das letzte Quartal des Jahres 2024 stattgefunden. Vor der Ent-
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scheidung iiber die Festlegung von verbindlich einzuhaltenden Erfiil-
lungsgraden der Personalausstattung ist zundchst eine sorgféltige Analy-
se der iiber einen ldngeren Zeitraum gesammelten Daten geplant. Bei der
kiinftigen Entscheidung dariiber, ob und wann Sanktionen fiir eine
Nichteinhaltung greifen sollen, sind eine Vielzahl von Faktoren zu be-
riicksichtigen, u. a. auch die zu dem jeweiligen Zeitpunkt aktuelle perso-
nelle Situation in den Krankenhdusern und inwiefern diese von dem
nach den Prinzipien der PPR 2.0 errechneten Soll abweicht.

96. Abgeordneter Wie viele fiir den Krisenfall ausgelegte (Krieg,
Tobias Teich Naturkatastrophen, Pandemien etc.) Behelfskran-
(AfD) kenhéuser sind derzeit in Deutschland vorhanden,

und wie viel Zeit benétigen derartige Einrichtun-
gen im Ernstfall, um einsatzbereit zu sein (www.a
erzteblatt.de/archiv/kritische-infrastruktur-noch-ni
cht-ausreichend-auf-den-ernstfall-vorbereitet-a44
6¢2¢9-66bb-46a1-9624-08db6e535¢ce4)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Georg Kippels
vom 30. September 2025

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Zahlen vor, da eine Vorhaltung
von Behelfskrankenhdusern seit dem Jahr 1997 nicht mehr gesetzlich
geregelt ist.

97. Abgeordneter Wie viele FFP2-Masken wurden von der Bundes-
Kay-Uwe Ziegler  regierung seit 2020 zu Einkaufspreisen in den
(AfD) Preisintervallen von 0 bis 0,50 Euro, 0,51 bis

1 Euro, 1,01 bis 1,50 Euro, 1,51 bis 2 Euro und
bis 10,00 Euro je Stiick beschafft (bitte entspre-
chende Stiickzahlen angeben), und zu welchem
durchschnittlichen Einkaufspreis sind nach den
derzeit noch giiltigen Liefer- und Rahmenvertra-
gen (Stand: 22. September 2025) noch Masken zu
beschaffen (bitte entsprechende Stiickzahl ange-
ben)?*

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Tino Sorge
vom 30. September 2025

Die in der Anfangszeit der Corona-Pandemie zwischen Mérz und Juni
2020 durch den Bund beschafften Masken je Preisgruppe konnen der un-
ten stehenden Tabelle entnommen werden. Die Beschaffung von Mas-
ken wurde am 3. Juni 2020 eingestellt.
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Preisintervall in Euro (Brutto) Maskenanzahl
in Millionen

bis 0,50 22
0,51- 1,00 356
1,01- 1,50 73
1,51- 2,00 445
2,01-10,00 763

Gesamt 1.659

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat

98. Abgeordneter Plant die Bundesregierung, die Hersteller von
Karl Bir Pestiziden direkt oder indirekt an den Kosten, die
(BUNDNIS 90/ bei der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft

DIE GRUNEN) fiir die Behandlung der Berufskrankheit ,,Parkin-
son-Syndrom durch Pestizide® entstehen, zu be-
teiligen, wie es in Frankreich indirekt mit dem
»Entschiadigungsfonds fiir die Opfer von Pestizi-
den” (fonds d’indemnisation des victimes de pes-
ticides) erfolgt, und wenn nein, warum nicht?

Antwort der Parlamentarischen StaatsseKkretirin Silvia Breher
vom 2. Oktober 2025

Die Bundesregierung plant aktuell keine Kostenbeteiligung durch die
Herstellerinnen und Hersteller von Pestiziden im Sinne des franzosi-
schen Modells. Es liegt in der Verantwortung der Unfallversicherungs-
trager, etwaige Haftungsanspriiche gegeniiber den Herstellerinnen und
Herstellern von Pflanzenschutzmitteln (gegebenenfalls in Einzelféllen)
zu priifen und bei einer widerrechtlichen Verletzungshandlung geltend

zu machen.

99. Abgeordneter Uber welchen Haushaltstitel soll die Forderung
Harald Ebner der Rotationsbrache im Weinbau erfolgen, wozu
(BUNDNIS 90/ sich der Bundesminister fiir Erndhrung, Landwirt-
DIE GRUNEN) schaft und Heimat Alois Rainer ,klar bekannt®

hat laut Aussage von Karin Eymael, Chefredak-
teurin der Zeitschrift ,, Der Deutsche Weinbau®,
(siche Editorial der Ausgabe 19/2025, S. 3), und
mit welcher Forderhohe je Hektar plant die Bun-
desregierung die Einfiihrung dieses neuen Instru-
ments?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Silvia Breher
vom 2. Oktober 2025

Bundesminister Alois Rainer hat in seinem Gespriach mit den Verbanden
der deutschen Weinwirtschaft am 5. September 2025 zugesagt, sich vor
dem Hintergrund der schwierigen Lage auch auf dem deutschen Wein-
markt in Briissel fiir weitergehende, iiber die im Weinpaket der Europa-
ischen Kommission enthaltenen hinausgehende Mafinahmen einzuset-
zen. Zudem hat Bundesminister Rainer erkldrt, hierzu auch das Ge-
spriach mit den Landern zu suchen. Entsprechend seiner Zusage wurde
auf dem Agrarrat am 23. September 2025 {iber die schwierige Lage am
Weinmarkt informiert und die Europdische Kommission gebeten, kurz-
fristige DringlichkeitsmafBnahmen zu priifen und Vorschldge zur endgiil-
tigen oder voriibergehenden Rodung von Rebfldchen vorzulegen (,,Rota-
tionsbrache®). In diesem Zusammenhang wurde eine Informationsnote
flir die Kommission und fiir die EU-Mitgliedstaaten erarbeitet und vor
Beginn des Agrarrats zugeleitet. Im Bundeshaushalt ist kein Haushalts-
titel fiir die Forderung von Rotationsbrachen ausgewiesen.

100. Abgeordneter Mit Blick auf die Pressemeldungen vom 23. Sep-
Peter Felser tember 2025 (www.agrarheute.com/management/I
(AfD) andwirte-waldbesitzer-atmen-entwaldungsverordn

ung-verschoben-636693) zu Planen der EU-Kom-
mission, das Inkrafttreten der EU-Verordnung fiir
entwaldungsfreie Lieferketten erneut um ein Jahr
zu verschieben sowie mit Blick auf die Pressemit-
teilung des Bundesministeriums fiir Landwirt-
schaft, Erndhrung und Heimat (www.bmleh.de/Sh
aredDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/089-eud
r.html) hierzu — welcher Einsatz des Bundes-
ministers fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Hei-
mat Alois Rainer ist in der Uberschrift (,,Einsatz
von Bundesminister Alois Rainer zahlt sich aus®)
konkret gemeint, und plant er kiinftig, sich ge-
meinsamen Initiativen auf Ebene der EU-Mit-
gliedstaaten gegen die drohende Biirokratie der
Entwaldungsverordnung anzuschlieBen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Silvia Breher
vom 1. Oktober 2025

Die Bundesregierung begriiit die EU-Verordnung fiir entwaldungsfreie
Produkte (EUDR). Geméall Koalitionsvertrag setzt sie sich dafiir ein,
dass unnétige Belastungen durch Regelungen auf Ebene der Européi-
ischen Union (EU) verhindert werden. Dazu gehort, unnétige Belastun-
gen bei der Anwendung der EUDR iiber die Einflihrung einer Null-Risi-
ko-Variante zu vermeiden.

Der Bundeskanzler und der Bundesminister fiir Landwirtschaft, Erndh-
rung und Heimat haben sich daher im Namen der Bundesregierung ge-
geniiber der Europédischen Kommission dafiir eingesetzt, moglichst zii-
gig Vorschldge zur Einfithrung einer Null-Risiko-Variante vorzulegen,
mit denen noch vor Anwendungsbeginn der EUDR die unternehmeri-
schen Sorgfaltspflichten bei Produkten aus Landern mit vernachléssig-
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barem Entwaldungsrisiko deutlich verringert werden und auch dartiber
hinaus unnétige biirokratische Belastungen vermieden werden.

Die von der Europédischen Kommission am 23. September 2025 in Aus-
sicht gestellte Verschiebung des Anwendungsbeginns der EUDR geht
aus Sicht der Bundesregierung in die richtige Richtung.

101. Abgeordnete Wann ist mit der, wie mir bekannt ist, angekiin-
Ina Latendorf digten Handreichung hinsichtlich Agroforst-Sys-
(Die Linke) temen der Bundesministerien fiir Landwirtschaft,

Erndhrung und Heimat sowie Natur, Umwelt und
Klimaschutz fiir die Umweltbehoérden zu rech-
nen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Silvia Breher
vom 1. Oktober 2025

Die naturschutzrechtliche Einordnung von produktionsorientierten
Agroforstsystemen im Sinne des Agrarforderrechts sorgt mitunter fiir
Unsicherheit bei Naturschutzbehdrden sowie Landbewirtschaftenden.
Diese Unsicherheit gilt es auszurdumen und ein gemeinsames Verstind-
nis zu wecken, um Orientierung und Planungssicherheit fiir alle Betei-
ligten zu erreichen. Zu diesem Zweck erarbeiten das Bundesministerium
fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat sowie das Bundesministe-
rium fiir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit
einen entsprechenden Leitfaden. Dieser wird im Rahmen einer eigens
dafiir gegriindeten Bund-Lander-Arbeitsgruppe, die im Juli 2025 erstma-
lig getagt hat, abgestimmt. Im Zuge dessen sind derzeit noch weitere
Abstimmungen mit verschiedenen Gremien notwendig. Mit einer Finali-
sierung des geplanten Leitfadens ist daher nicht vor Sommer 2026 zu

rechnen.

102. Abgeordnete Aus welchem Grund ist aus dem Tierschutzgesetz
Ina Latendorf (TierSchG) der Passus iiber ein bundesweites
(Die Linke) Nachtfahrverbot fiir Mahroboter sowie die Ver-

pflichtung zu tierrettenden MaBnahmen vor jeder
Griinlandmahd beim Beschluss im Bundesrat am
5. Juli 2024 entfallen (vgl. www.bundesrat.de/Sha
redDocs/beratungsvorgaenge/2024/0201-0300/02
56-24.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Silvia Breher
vom 2. Oktober 2025

Der Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Tierschutzgesetzes (Bun-
destagsdrucksache 20/12719) aus der 20. Legislaturperiode enthielt
Regelungen zur Mahd von Rasen- und Griinfldchen, mit denen Verlet-
zungen und Todesfille bei Wildtieren, wie beispielsweise Igel oder Reh-
kitze, durch den Einsatz von Mihgeriten (zum Beispiel Mihroboter)
vermieden werden sollten. Dieser Entwurf ist der Diskontinuitdt unter-
fallen und konnte daher nicht weiterverfolgt werden.
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103. Abgeordnete Welche Projekte verfolgt das Institut fiir Kinder-
Dr. Zoe Mayer erndhrung am Max Rubner-Institut in den Jahren
(BUNDNIS 90/ 2025 und 2026 und welche organisatorischen

DIE GRUNEN) Weiterentwicklungen (jeweils unter Angabe der
dafiir veranschlagten Haushaltsmittel) sind dafiir
in diesen Jahren vorgesehen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Silvia Breher
vom 30. September 2025

Am Institut fiir Kindererndhrung (KE) des Max Rubner-Instituts — Bun-
desforschungsinstitut fiir Erndhrung und Lebensmittel (MRI) — werden
derzeit die in der nachfolgenden Tabelle mit Titel und Laufzeiten aufge-

fiihrten Projekte bearbeitet.

Aktuelle Projekte am MRI-Institut KE:

Projektlaufzeit Projekttitel
1 08.05.2024 30.06.2027 | Programming of Enhanced Adiposity Risk in CHildhood —
Early Screening (PEACHES): Untersuchung in der Adoleszenz
(PEACHES Teenager)
2 03.04.2023 31.03.2026 | Systematisches Stillmonitoring: Frithe Erndhrung in Deutschland
(Feasibility-Studie)
3 01.02.2023 30.06.2025 | Pflanzenbasierte Milchalternativen: Erndhrungs- und Gesundheits-
aspekte im Kindesalter
4 01.07.2022 31.12.2025 | PEACHES: Grundschuluntersuchung
5 01.06.2022 16.04.2026 | Erforschung des Lebens- und Erndhrungsumfelds von Kindern
und Jugendlichen in Deutschland
6 01.01.2022 31.12.2025 | PEACHES: Schwangerschaft bis Schuleingang
7 07.07.2021 -- Koordinierungsstelle der Nationalen Stillstrategie
8 15.02.2020 31.12.2025 | Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fach-
angestellten (AWMF)-S3-Leitlinie ,,Stilldauer und Interventionen
zur Stillférderung™
9 01.01.2020 31.12.2025 | BEARR (Breastfeeding EducAtion for Risk Reduction)
10 01.04.2019 -- Geschiftsstelle der Nationalen Stillkommission
11 14.03.2023 31.12.2026 | Nationales Erndhrungsmonitoring bei Kindern und Jugendlichen
(nemo kids/family): Online Fragebogen
12 01.02.2023 31.12.2026 | Kohortenstudie zu pflanzenbasierter Erndhrung (COPLANT) —
Modul Kids/Family
13 01.08.2020 15.07.2026 | Auswertung von Daten der Kinder-Ernédhrungsstudie zur
Erfassung des Lebensmittelverzehrs (KiESEL)
14 14.03.2023 31.07.2025 | Nationale Reduktions- und Innovationsstrategie fiir Zucker, Fette
und Salz in Fertigprodukten (NRI)-Stakeholder-Prozess

Das MRI plant derzeit — auch auf Veranlassung des Bundesministeriums
fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat (BMLEH) — eine strategische
Weiterentwicklung, die sich an der unter www.wissenschaftsrat.de/down
load/2023/1008-23.pdf? _blob=publicationFile&v=12 abrufbaren Stel-
lungnahme des Wissenschaftsrats vom 27. Januar 2023 orientiert und
den Fokus auf eine Stirkung der Erndhrungs- und Lebensmittelfor-
schung legt. Ziel ist, die wissenschaftliche Leistungsfahigkeit des MRI
zukunftsweisend weiter zu stirken und die Beratung des BMLEH wei-
terhin in hoher Qualitdt zu gewihrleisten. Inwieweit im Jahr 2026 weite-
re Projekte hinzukommen oder laufende Projekte vorzeitig beendet wer-
den, wird in einem Gesprich zur strategischen Jahresplanung zwischen


https://www.wissenschaftsrat.de/download/2023/1008-23.pdf?__blob=publicationFile&v=12

Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode - 63— Drucksache 21/1948

dem MRI und dem BMLEH festzulegen sein. Dieses jahrliche Strategie-
gesprach findet tiblicherweise im letzten Monat des Jahres statt.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Wohnen,
Stadtentwicklung und Bauwesen

104. Abgeordnete In welchem Bearbeitungsstadium befindet sich
Caren Lay der nach § 39 des Wohngeldgesetzes alle zwei
(Die Linke) Jahre fallige Wohngeld- und Mietenbericht der

Bundesregierung, und wann ist die Verdffent-
lichung dieses Berichts geplant?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine
Poschmann
vom 30. September 2025

Der Wohngeld- und Mietenbericht wird in diesem Jahr in Kombination
mit dem Bericht iiber die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft in
Deutschland vorgelegt. Die Kabinettsbefassung ist fiir den 1. Oktober
2025 vorgesehen. AnschlieBend wird der Bericht dem Deutschen Bun-
destag und dem Bundesrat zugeleitet.

105. Abgeordnete Welche konkreten Arbeitsschritte hat die Bundes-
Sylvia Rietenberg  regierung bereits unternommen oder plant die
(BUNDNIS 90/ Bundesregierung 2025 und 2026 zur Umsetzung

DIE GRUNEN) des Nationalen Aktionsplans zur Uberwindung
der Wohnungslosigkeit, insbesondere in Bezug
auf die Zusammensetzung und Arbeitsweise von
Lenkungsgruppe und Facharbeitsgruppen, sowie
welche Planungen bestehen fiir regelmiBig statt-
findende Jahreskonferenzen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Soren Bartol
vom 29. September 2025

Derzeit befindet sich das Jahresarbeitsprogramm 2025 des Nationalen
Aktionsplans gegen Wohnungslosigkeit (NAP W) in der Umsetzung.
Nach der Lenkungskreissitzung am 24. September 2025 werden die be-
teiligten Bundesressorts, die Bau- und Sozialministerien der Lander so-
wie die Mitglieder des Lenkungskreises des NAP W gebeten, MalBinah-
men fiir das Jahresarbeitsprogramm 2026 des NAP W zu benennen.

Dem Lenkungskreis gehdren neben den betroffenen Bundesressorts zu-
sitzlich Léandervertreter der Arbeits- und Sozialministerkonferenz
(ASMK) und Bauministerkonferenz (BMK), die kommunalen Spitzen-
verbinde, die Wohnungswirtschaft sowie weitere gesellschaftliche Ak-
teure an. Das Jahresarbeitsprogramm soll auf der néchsten Sitzung des
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Lenkungskreises im Januar 2026 abschlieBend beraten werden. Eine
weitere Sitzung des Lenkungskreises ist fiir September 2026 geplant.

In den drei Facharbeitsgruppen des NAP W wurden fiir das Jahr 2025
jeweils zwei Themenschwerpunkte identifiziert, die aktuell in Unterar-
beitsgruppen bearbeitet werden. Den Facharbeitsgruppen sowie Unterar-
beitsgruppen gehdren Expertinnen und Experten der Bundesressorts,
Lander und Kommunen sowie der Zivilgesellschaft, Wissenschaft und
der Wohnungswirtschaft an. Auch im Jahr 2026 sind drei Hauptsitzun-
gen der Facharbeitsgruppen sowie eine noch zu bestimmende Zahl an
Sitzungen von Unterarbeitsgruppensitzungen beabsichtigt. Die zu be-
arbeitenden Themen werden aus der Mitte der Teilnehmenden bestimmt.

Die néchste Jahreskonferenz des Nationalen Forums gegen Wohnungs-
losigkeit ist fiir Mérz 2026 in Berlin als Tagesveranstaltung geplant.

106. Abgeordnete Welche Rolle kann die nationale Kompetenzstelle
Sylvia Rietenberg ,,Wohnungslosigkeit“ beim Bundesinstitut fiir
(BUNDNIS 90/ Bau-, Stadt- und Raumforschung bei der Zusam-
DIE GRUNEN) menarbeit der foderalen Ebenen und der verschie-

denen Ressorts bei der Umsetzung des Nationalen
Aktionsplans Wohnungslosigkeit spielen, und in-
wiefern wirken dabei andere Bundesministerien,
wie das Bundesministerium flir Gesundheit und
das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
mit?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Soren Bartol
vom 30. September 2025

Aufgabe der nationalen Kompetenzstelle ,,Wohnungslosigkeit“ beim
Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung ist es, den Wissens-
austausch und die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Akteu-
ren und foderalen Ebenen zu unterstiitzen. Als zentrale Anlaufstelle wird
aktuell eine Nationale Wissensplattform gegen Wohnungslosigkeit auf-
gebaut. Die Wissensplattform soll nach Fertigstellung gute Beispiele
und tiibertragbare Strategien aufbereiten, Daten, Fakten, Grafiken zum
Thema Wohnungslosigkeit bereitstellen, Angebote zur Weiterbildung
unterbreiten sowie Mdglichkeiten zur Vernetzung bieten.

Es ist beabsichtigt, themenbezogen auch andere Bundesressorts sowie
weitere Akteure in die Erstellung der Inhalte und Aktivititen der Kom-
petenzstelle einzubeziehen.

Berlin, den 2. Oktober 2025



Vorabfassung - wird durch die lektorierte Version ersetzt.



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstralte 83—91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333

12)8S.J8 UOISI8/ BLI8LIO{8] 8Ip Y2inp piiM - BUNSSEIGEION



	Schriftliche Fragen mit den in der Woche vom 29. September 2025 eingegangenen Antworten der Bundesregierung
	Verzeichnis der Fragenden
	Verzeichnis der Fragen nach Geschäftsbereichen der Bundesregierung
	Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes
	Frage 1
	Antwort des Staatsministers Dr. Michael Meister vom 2. Oktober 2025
	Frage 2
	Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer vom 2. Oktober 2025
	Frage 3
	Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer vom 2. Oktober 2025
	Frage 4
	Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer vom 2. Oktober 2025
	Frage 5
	Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer vom 2. Oktober 2025
	Frage 6
	Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer vom 29. September 2025
	Frage 7
	Antwort der Staatsministerin Dr. Christiane Schenderlein vom 1. Oktober 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
	Frage 8
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Schrodi vom 29. September 2025
	Frage 9
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dennis Rohde vom 30. September 2025
	Frage 10
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dennis Rohde vom 1. Oktober 2025
	Frage 11
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Schrodi vom 30. September 2025
	Frage 12
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Schrodi vom 2. Oktober 2025
	Frage 13
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Schrodi vom 30. September 2025
	Frage 14
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Schrodi vom 2. Oktober 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
	Frage 15
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig vom 1. Oktober 2025
	Frage 16
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig vom 1. Oktober 2025
	Frage 17
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 2. Oktober 2025
	Frage 18
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig vom 29. September 2025
	Frage 19
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig vom 29. September 2025
	Frage 20
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 2. Oktober 2025
	Frage 21
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 1. Oktober 2025
	Frage 22
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 2. Oktober 2025
	Frage 23
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 29. September 2025
	Frage 24
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig vom 30. September 2025
	Frage 25
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 30. September 2025
	Frage 26
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 30. September 2025
	Frage 27
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 29. September 2025
	Frage 28
	Frage 29
	Frage 30
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 2. Oktober 2025

	Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
	Frage 31
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr vom 2. Oktober 2025
	Frage 32
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr vom 2. Oktober 2025
	Frage 33
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr vom 30. September 2025
	Frage 34
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr vom 2. Oktober 2025
	Frage 35
	Frage 36
	Frage 37
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr vom 2. Oktober 2025
	Frage 38
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Kotsch vom 30. September 2025
	Frage 39
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr vom 2. Oktober 2025
	Frage 40
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr vom 2. Oktober 2025
	Frage 41
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Kotsch vom 2. Oktober 2025
	Frage 42
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Kotsch vom 29. September 2025
	Frage 43
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Kotsch vom 30. September 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung
	Frage 44
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Nils Schmid vom 2. Oktober 2025
	Frage 45
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sebastian Hartmann vom 30. September 2025
	Frage 46
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sebastian Hartmann vom 30. September 2025
	Frage 47
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sebastian Hartmann vom 2. Oktober 2025
	Frage 48
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sebastian Hartmann vom 2. Oktober 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie
	Frage 49
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 29. September 2025
	Frage 50
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 1. Oktober 2025
	Frage 51
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen vom 2. Oktober 2025
	Frage 52
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 2. Oktober 2025
	Frage 53
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 1. Oktober 2025
	Frage 54
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen vom 2. Oktober 2025
	Frage 55
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 30. September 2025
	Frage 56
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 30. September 2025
	Frage 57
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen vom 30. September 2025
	Frage 58
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen vom 1. Oktober 2025
	Frage 59
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen vom 1. Oktober 2025
	Frage 60
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 1. Oktober 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Forschung, Technologie und Raumfahrt
	Frage 61
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Silke Launert vom 30. September 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend
	Frage 62
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand vom 1. Oktober 2025
	Frage 63
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Mareike Lotte Wulf vom 1. Oktober 2025
	Frage 64
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand vom 29. September 2025
	Frage 65
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand vom 1. Oktober 2025
	Frage 66
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand vom 1. Oktober 2025
	Frage 67
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand vom 1. Oktober 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales
	Frage 68
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Mast vom 29. September 2025
	Frage 69
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Mast vom 2. Oktober 2025
	Frage 70
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese vom 30. September 2025
	Frage 71
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese vom 30. September 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Digitales und Staatsmodernisierung
	Frage 72
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Philipp Amthor vom 30. September 2025
	Frage 73
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Jarzombek vom 2. Oktober 2025
	Frage 74
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Jarzombek vom 2. Oktober 2025
	Frage 75
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Jarzombek vom 1. Oktober 2025
	Frage 76
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Jarzombek vom 2. Oktober 2025
	Frage 77
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Jarzombek vom 2. Oktober 2025
	Frage 78
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Jarzombek vom 2. Oktober 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr
	Frage 79
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Hirte vom 30. September 2025
	Frage 80
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Hirte vom 1. Oktober 2025
	Frage 81
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange vom 2. Oktober 2025
	Frage 82
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange vom 26. September 2025
	Frage 83
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange vom 26. September 2025
	Frage 84
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Hirte vom 1. Oktober 2025
	Frage 85
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Hirte vom 29. September 2025
	Frage 86
	Frage 87
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Hirte vom 2. Oktober 2025
	Frage 88
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange vom 2. Oktober 2025
	Frage 89
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange vom 26. September 2025
	Frage 90
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Hirte vom 1. Oktober 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit
	Frage 91
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter vom 29. September 2025
	Frage 92
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter vom 2. Oktober 2025
	Frage 93
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carsten Träger vom 1. Oktober 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
	Frage 94
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Tino Sorge vom 30. September 2025
	Frage 95
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Tino Sorge vom 2. Oktober 2025
	Frage 96
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels vom 30. September 2025
	Frage 97
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Tino Sorge vom 30. September 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat
	Frage 98
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher vom 2. Oktober 2025
	Frage 99
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher vom 2. Oktober 2025
	Frage 100
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher vom 1. Oktober 2025
	Frage 101
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher vom 1. Oktober 2025
	Frage 102
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher vom 2. Oktober 2025
	Frage 103
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher vom 30. September 2025
	Aktuelle Projekte am MRI-Institut KE:


	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen
	Frage 104
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Poschmann vom 30. September 2025
	Frage 105
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 29. September 2025
	Frage 106
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 30. September 2025



